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Dein RÜStart ins Jurastudium!

Herzlichen Glückwunsch zu Deiner Wahl, Rechtswissenschaften zu studieren, und herzlich willkommen im Kreis 

der Juristinnen und Juristen! Jura ist nicht nur spannend, vielseitig und abwechslungsreich, sondern hat mit dem 

Alltag aller Menschen zu tun. Denn rechtliche Vorschriften bestimmen letztlich alles: vom Einkauf beim Bäcker, 

dem Abschluss des Mietvertrages für die WG bis hin zu den Verkehrsschildern auf dem Weg zur Uni. Aus diesen 

alltäglichen Vorgängen entstehen aber auch Streitigkeiten, die objektiv durch Gerichte entschieden werden. 

Diese Entscheidungen werden wiederum zu Ausbildungszwecken herangezogen – und landen somit demnächst 

auch auf Deinem Schreibtisch. 

Da aber die Juristerei über eine ganz eigene Sprache und besondere Denkmuster verfügt, ist es gerade am Anfang 

schwer, alles zu verstehen. Damit Dir der Start in Dein Studium leichter fällt, unterstützen wir Dich mit unserer 

RÜStart. Wir verstehen uns dabei als eine Art „Übersetzer“ und stellen wichtige gerichtliche Entscheidungen – sowohl 

Klassiker als auch ganz aktuelle Urteile – im sogenannten Gutachtenstil und damit so dar, wie Du in Deinen künftigen 

Klausuren auch formulieren musst. Dabei geben wir Dir wichtige Tipps zu Aufbau, Gutachtenstil und Fallstricken, 

die in solchen Klausuren verborgen sein können. Jede Ausgabe der RÜStart enthält zwei Entscheidungen pro Rechts-

gebiet – Zivilrecht, Strafrecht, Öffentliches Recht –, sodass jedes das identische Gewicht bekommt.

Viel Spaß bei der Lektüre des ersten Hefts und einen guten RÜStart ins Studium!

Die Herausgeber

P.S.: Die RÜStart erscheint monatlich – teste unbedingt das kostenlose Probeabo! 
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§§ 104 ff., 929 ff. BGB

„Früh übt sich“ – Geschäfte einer Minderjährigen

Fall

Die 16-jährige M hat sich von ihrer 18-jährigen Freundin F ein Fahrrad gelie-
hen. M realisiert, dass am Ende ihres Taschengeldes noch einiges an Monat
über ist. Um zu Geld zu kommen, veräußert M das Fahrrad an die 19-jährige D.
D kennt das Alter der M und glaubt, dass das Fahrrad der M gehöre. Die Eltern
der M bekommen von alledem nichts mit.

Ist D Eigentümerin des Fahrrads geworden?

Vorüberlegung

Lösung

D könnte von M das Eigentum an dem Fahrrad gemäß §§ 929 S. 1, 932 Abs. 1
S. 1 BGB erworben haben.

I. Einigung über den Eigentumsübergang

D und M haben sich über den Eigentumsübergang auf M geeinigt, die beiden
zugrunde liegenden Willenserklärungen müssten aber auch wirksam sein.

Die Willenserklärung der gemäß § 2 BGB volljährigen und daher im Umkehr-
schluss zu §§ 104 Nr. 1, 106 BGB voll geschäftsfähigen D ist wirksam. Die 16-
jährige M ist hingegen beschränkt geschäftsfähig, daher richtet sich die
Wirksamkeit ihrer Willenserklärung nach der Maßgabe der §§ 107, 108 Abs. 1
BGB. Danach ist eine Willenserklärung der M, durch die sie „nicht lediglich ei-
nen rechtlichen Vorteil“ erlangt, nur mit Einwilligung ihres gesetzlichen Ver-
treters wirksam und anderenfalls so lange schwebend unwirksam, bis der ge-
setzliche Vertreter sie genehmigt.

1. Kein Zustimmungserfordernis für rechtlich neutrale Geschäfte

Nach dem Wortlaut des § 107 BGB sind rechtlich nachteilige und auch recht-
lich neutrale Geschäfte schwebend unwirksam. Nach dem Sinn und Zweck
der §§ 104 ff. BGB, den beschränkt Geschäftsfähigen vor nachteiligen Fol-
gen des Rechtsverkehrs zu schützen, ist es aber nur erforderlich, rechtlich
nachteilhafte Geschäfte von der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters ab-
hängig zu machen. Rechtlich neutrale Geschäfte hingegen verschaffen dem
beschränkt Geschäftsfähigen zwar keinen Vorteil, aber eben auch keinen zu
verhindernden Nachteil. Für ein bestimmtes neutrales Geschäft, nämlich die
Stellvertretung mit Vertretungsmacht, ist dieser Gedanke in § 165 BGB so-
gar ausdrücklich normiert.

Die Veräußerung fremder Sachen durch einen Minderjährigen ist ein ab-
soluter Fallklassiker. Er liegt auf der Grenze zwischen BGB AT und Sachenrecht.
Er ist sowohl für eine Semesterabschlussklausur zum BGB AT als auch zum
Sachenrecht geeignet.

Die vorherige Zustimmung heißt Einwilligung. Sie ist in den §§ 182, 183 BGB
geregelt. Die nachträgliche Zustimmung heißt Genehmigung. Sie ist in den
§§ 182, 184 BGB geregelt. Lies, zitiere und nutze diese Normen unbedingt, wenn
im Gesetz ein Zustimmungserfordernis angeordnet wird. Im Recht der Stellver-
tretung finden sich in den §§ 177–179 BGB weitere klausurrelevante An-
wendungsfälle.

1. Ein beschränkt Geschäftsfähiger benötigt
weder für rechtlich vorteilhafte noch für
rechtlich neutrale Geschäfte die Zustimmung
des gesetzlichen Vertreters. Der Wortlaut der
§§ 107, 108 Abs. 1 BGB ist insofern zu eng ge-
fasst.

2. Die Übereignung einer eigenen Sache ist
rechtlich nachteilig und daher zustimmungs-
pflichtig. Es ist hingegen umstritten, ob dies
für die Übereignung einer fremden Sache
ebenfalls gilt oder ob diese rechtlich neutral
und daher ohne Zustimmung wirksam ist.

Lernsätze

Das abstrakte Wissen zur Lösung des
Falles findest Du in unserer Reihe
B-Basiswissen, nämlich BGB AT (2024)
S. 109 ff. und Sachenrecht (2023) S. 7 ff.
Wir benennen diese Reihe übrigens ge-
rade in „W-Wissen kompakt“ um. Weite-
re Fälle mit Musterlösung liefert Dir un-
sere Reihe K-Klausurfälle, passend zum
hiesigen Fall BGB AT (2024) und Sachen-
recht 1 (2023).

Prüfungsschema:
§ 929 S. 1 BGB

I. Einigung 

II. Übergabe und Einigsein 

III.  Berechtigung – wenn (–), dann

IV. Überwindung der fehlenden Be-
rechtigung
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Daher ist  anerkannt, dass rechtlich neutrale Geschäfte des beschränkt Ge-
schäftsfähigen auch ohne Zustimmung wirksam sind.

2. Übereignung fremder Sachen rechtlich neutral oder nachteilig?

Die Eltern der M – als ihre gemäß §§ 1626 Abs. 1 S. 1, 1629 Abs. 1 S. 2 Hs. 1 BGB
gesetzlichen Vertreter – haben der Übereignung des Fahrrades der F an D
nicht zugestimmt. Daher ist entscheidend, ob diese Übereignung einer Sache,
die dem beschränkt Geschäftsfähigen nicht gehört, als rechtlich neutral
oder nachteilig anzusehen ist.

a) Eigentumsverlust nur der F

Eine wirksame Übereignung an D würde zum Eigentumsverlust der F, aber
nicht der M führen.

b) Regressansprüche auf den Kaufpreis beschränkt

M ist der F zwar gemäß § 816 Abs. 1 S. 1 BGB und §§ 687 Abs. 2, 681, 667 BGB
zur Herausgabe des von D Erlangten verpflichtet. Diese Haftung ist aber auf
den von D an M gezahlten Kaufpreis beschränkt, weil M eben nur diesen Kauf-
preis im Sinne der Normen „erlangt“. Das weitere Vermögen der M ist vor ei-
nem Zugriff durch F geschützt.

c) Deliktische Ansprüche entschärft 

Vor einer eventuellen Haftung aus § 823 Abs. 1 BGB ist M als beschränkt Ge-
schäftsfähige ausreichend durch die Regelungen zur Deliktsfähigkeit in
§ 828 Abs. 2 und 3 BGB geschützt. Insbesondere § 828 Abs. 3 BGB erlaubt
eine individuell auf die Einsichtsfähigkeit und damit letztlich auf die Schutz-
würdigkeit abgestimmte Lösung im Einzelfall. 

Die Willenserklärung der M ist daher für M rechtlich neutral. Sie ist daher auch
ohne Zustimmung des gesetzlichen Vertreters der M wirksam. Als Zwischen-
ergebnis steht somit fest, dass M und D sich über den Eigentumsübergang
auf D geeinigt haben.

II. Übergabe und Einigsein

M müsste D das Fahrrad i.S.d. § 929 S. 1 BGB übergeben haben. Das erfordert
den vollständigen Besitzverlust der M und einen Besitzerwerb der D auf
Veranlassung der M. 

M hat D das Fahrrad ausgehändigt und dadurch gemäß § 854 Abs. 1 BGB den
Besitzerwerb der D veranlasst. Spiegelbildlich hat M  gemäß § 856 Abs. 1 BGB
jeglichen  Besitz verloren. Mithin hat M der D das Fahrrad übergeben. Dabei
waren D und M sich über den Eigentumsübergang weiterhin einig.

III. Berechtigung

Die Berechtigung zur Übereignung einer Sache liegt ausweislich des Wort-
lauts des § 929 S. 1 BGB beim Eigentümer, wobei dieser verfügungsbefugt

Eine Stellvertretung ohne Vertretungsmacht löst hingegen die Folgen der
§§ 177 ff. BGB aus. Konsequenterweise wird der Minderjährige nach Maßgabe
des § 179 Abs. 3 S. 2 BGB vor diesen Folgen geschützt.

Du darfst beim Subsumieren den Sachverhalt nicht mit dem Wort wiederge-
ben, das Du gerade als gesetzliches Merkmal prüfst! Sonst entsteht ein Zirkel-
schluss, wie etwa „M hat übergeben, also hat M übergeben.“ Daher steht im
vorherigen Absatz, dass M das Fahrrad der D „ausgehändigt“ hat.
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sein muss. Berechtigt sind ferner der kraft Gesetzes Ermächtigte sowie der
durch Einwilligung nach §§ 185 Abs. 1, 183, 182 BGB Ermächtigte.

M war weder Eigentümerin des von der F nur geliehenen Fahrrades, noch war
M kraft Gesetzes oder von F zur Übereignung des Fahrrades ermächtigt. Mit-
hin war M zur Übereignung des Fahrrades nicht berechtigt.

IV. Überwindung der fehlenden Berechtigung

Die fehlende Berechtigung der M könnte überwunden worden sein.

1. § 185 Abs. 2 S. 1 BGB

Ein Fall des § 185 Abs. 2 S. 1 BGB liegt nicht vor, insbesondere hat F die Über-
eignung ihres Fahrrades nicht im Nachhinein nach §§ 185 Abs. 2 S. 1 Var. 1,
184, 182 BGB genehmigt.

2. § 932 Abs. 1 S. 1 BGB

Gemäß § 932 Abs. 1 S. 1 BGB wird der Erwerber auch Eigentümer, wenn die
Sache dem Veräußerer nicht gehört - unter bestimmten Voraussetzungen:

a) Verkehrsgeschäft

Die Übereignung sollte per Einigung nach § 929 S. 1 BGB zwischen M und D,
also durch ein Rechtsgeschäft mit echtem Rechtssubjektswechsel, mithin
durch Verkehrsgeschäft erfolgen.

b) Übergabe/Rechtsschein

Die unter II. bejahte Übergabe genügt nach ganz h.M. für die Setzung des
Rechtsscheins, der für den Erwerb vom Nichtberechtigten erforderlich ist.

c) Keine Bösgläubigkeit trotz Kenntnis des Alters?

D hat das Eigentum nicht erworben, wenn sie im Zeitpunkt der Übergabe
hinsichtlich der Eigentumslage nicht in gutem Glauben war, also gemäß
§ 932 Abs. 2 BGB wusste oder infolge grober Fahrlässigkeit verkannt hat,
dass das Fahrrad nicht M gehörte. D ging aber davon aus, dass das Fahrrad der
M gehörte. D war also hinsichtlich der Eigentumslage gutgläubig.

Bekannt war der D hingegen, dass die M nur 16 Jahre alt, also beschränkt ge-
schäftsfähig war. Möglicherweise darf auch hinsichtlich der Geschäftsfähig-
keit keine Bösgläubigkeit vorliegen; dann stünde diese Kenntnis der D dem Ei-
gentumserwerb der D entgegen.

Die Verfügungsbefugnis fehlt dem Eigentümer ausnahmsweise, wenn bei-
spielsweise das Insolvenzverfahren über sein Vermögen eröffnet ist, § 81 InsO.
Kraft Gesetzes ermächtigt ist dann der Insolvenzverwalter, § 80 InsO.

Hier zeigt sich, dass § 185 BGB mit seinen beiden Absätzen ein weiterer klau-
surrelevanter Fall der Zustimmung ist. Auch er ist im BGB AT verortet, wird
aber stets inzident in Verfügungen geprüft. Klausurrelevant sind dabei die
Verfügungen im Sachenrecht über Sachen als körperliche Gegenstände i.S.d.
§ 90 BGB (wie §§ 929 ff. BGB), aber auch über nicht-körperliche Gegenstände
(wie die Abtretung von Forderungen nach §§ 398 ff. BGB).

Aus der Formulierung „es sei denn“ in § 932 Abs. 1 S. 1 BGB ergibt sich, dass
der Erwerb grundsätzlich stattfindet und nur ausnahmsweise scheitert,
wenn sich aus dem Sachverhalt eine Bösgläubigkeit ergibt. Wichtig ist, dass Du
im Obersatz klarstellst, was Bezugspunkt, Zeitpunkt und Maßstab Deiner
Prüfung der Bösgläubigkeit sind.
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aa) Argumentation gegen den Erwerb

Die §§ 932 ff. BGB sollen den Erwerber nur so stellen, wie er bei Richtigkeit
seiner Vorstellung stünde. Eine weitergehende Besserstellung bezwecken
sie nicht. Wäre M, wie von D geglaubt, Eigentümerin des Fahrrades gewesen,
so wäre die Übereignung für M rechtlich nachteilhaft und daher gemäß
§§ 107, 108 Abs. 1 BGB schwebend unwirksam. D wäre also selbst dann nicht
Eigentümerin geworden, wenn ihre Vorstellung zugetroffen hätte.

bb) Argumentation für den Erwerb

Diese Argumentation lässt aber unberücksichtigt, dass zwar die §§ 107, 108
BGB den beschränkt Geschäftsfähigen (hier M) schützen sollen, die §§ 932 ff.
BGB hingegen die Interessen des Eigentümers (hier F) und des Erwerbers
(hier D) ausgleichen sollen. Ausgehend von diesem Schutzzweck muss es im
Rahmen der §§ 932 ff. BGB nur darauf ankommen, ob der Erwerber (hier D) er-
kennt, dass es einen schutzwürdigen, vom Veräußerer (hier M) personenver-
schiedenen Eigentümer (hier F) gibt. Die Schutzwürdigkeit des Veräußerers
(hier M) ist hingegen irrelevant. Überdies würden anderenfalls das endgülti-
ge Schicksal der Übereignung an den Erwerber (hier D) und daher die dingli-
che Zuordnung des Eigentums an F oder an D von der Zustimmung des ge-
setzlichen Vertreters des beschränkt Geschäftsfähigen (hier M) abhängen. Die
Frage, ob das Eigentum bei F oder bei D liegt, ist aber kein Bestandteil der Ver-
mögenssorge für M (vgl. § 1626 Abs. 1 BGB), sodass der gesetzliche Vertreter
hierüber auch keine Entscheidungskompetenz haben soll. 

Als Zwischenergebnis gilt, dass D nicht hinsichtlich eines relevanten Bezugs-
punkts bösgläubig war und daher ihr Eigentumserwerb hieran nicht scheitert.

d) Kein Abhandenkommen

Das Fahrrad darf nicht nach § 935 Abs. 1 BGB abhandengekommen sein. Nie-
mand hatte aber den unmittelbaren Besitz unfreiwillig verloren, insbeson-
dere F hatte D das Fahrrad aufgrund der Leihe freiwillig ausgehändigt. Der Ei-
gentumserwerb der D scheitert also auch nicht an einem Abhandenkommen.

Im Ergebnis hat also D das Fahrrad der F an D gemäß §§ 929 S. 1, 932 Abs. 1
S. 1 BGB übereignet. D ist Eigentümerin des Fahrrades geworden.

Achtung Klausurfalle – wichtige Weichenstellung:

Du musst genau darauf achten, wer die Willenserklärung abgibt. Fehler
zeugen von fehlendem Systemverständnis und wiegen daher schwer:

- Gibt der Minderjährige die Erklärung im eigenen Namen ab, so richtet sich
ihre Wirksamkeit nach den §§ 104 ff. BGB, insbesondere nach einer Zustim-
mung des gesetzlichen Vertreters nach §§ 107 ff. BGB (vorliegender Fall).

- Geben die Erziehungsberechtigten die Willenserklärung im Namen des
Minderjährigen ab, so richtet sich die Wirksamkeit nach den §§ 164 ff. BGB
also insbesondere danach, ob sie gesetzlicher Vertreter sind.

RA Dr. Jan Stefan Lüdde

In beiden Varianten kann dann bei bestimmten Geschäften inzident zu erör-
tern sein, ob die Erziehungsberechtigten von der gesetzlichen Vertretung
ausgeschlossen (§§ 1629 Abs. 2, 1824 BGB – stattdessen dann Ergänzungs-
pfleger nach § 1809 BGB) oder in der gesetzlichen Vertretungsmacht be-
schränkt (§§ 1643, 1850 ff. BGB – ergänzend dann Familiengericht) sind.
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§§ 241, 280, 631 BGB

Schadensersatz für in der Autowaschanlage beschädigten 
Heckspoiler bei Haftungsausschluss für Heckspoiler
BGH, Urt. v. 21.11.2024 – VII ZR 39/24, BeckRS 2024, 32150

Fall

Kunde K befuhr im Juli 2021 mit seinem Range Rover Sport HSE die Auto-
waschanlage des B. Das Fahrzeug ist serienmäßig mit einem sog. Heckspoiler
ausgestattet, der auch ordnungsgemäß am Pkw befestigt war. 

Am Eingang der Waschanlage befand sich ein gut einsehbares Hinweisschild,
auf dem u.a. stand: 

„Allgemeine Geschäftsbedingungen: Die Haftung des Anlagenbetreibers entfällt
insbesondere dann, wenn ein Schaden durch nicht ordnungsgemäß befestigte
Fahrzeugteile oder durch nicht zur Serienausstattung des Fahrzeugs gehörende
Fahrzeugteile (z.B. Spoiler, Antenne, Zierleisten o.ä.) sowie dadurch verursachte
Lackkratzer verursacht worden ist, außer den Waschanlagenbetreiber oder sein
Personal trifft grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz.“ 

Unter diesem Hinweisschild befindet sich ein handschriftlicher Zettel mit der
Aufschrift: „Achtung: Keine Haftung für Anbauteile und Heckspoiler!“ 

K stellte sein Fahrzeug ordnungsgemäß ab, verließ die Waschhalle und starte-
te den Waschvorgang. Während des Waschvorgangs wurde der Heckspoiler
abgerissen, wodurch Schäden am Heck des Fahrzeugs entstanden. 

K verlangte von B daraufhin die Erstattung der Reparaturkosten (2.372 €
netto), den merkantilen Minderwert des Fahrzeugs (200 €), Gutachterkosten
(621 €) sowie eine Nutzungsausfallentschädigung (119 €) für den Tag der
Fahrzeugreparatur. B lehnte die Zahlung von Schadensersatz mit der Begrün-
dung ab, dass er die Kunden seiner Waschanlage ausdrücklich auf einem Zet-
tel davor gewarnt habe, dass für Heckspoiler nicht gehaftet werde. 

Ein Sachverständiger kommt zu dem Ergebnis, dass die Waschanlage des B
nicht für Fahrzeuge mit einem Heckspoiler geeignet ist.

Steht K der geltend gemachte Schadensersatzanspruch gegen B zu?

Vorüberlegung

Lösung

K könnte gegen B einen Anspruch auf Schadensersatz aus § 631 i.V.m.
§§ 280 Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB haben. 

Bei diesem Fall handelt es sich um die Besprechung einer aktuellen BGH-Ent-
scheidung, in der es um einen Schadensersatzanspruch wegen der Verlet-
zung einer Schutzpflicht i.S.d. § 241 Abs. 2 BGB geht. Kombiniert wird dies
mit einer AGB-Prüfung. Die Entscheidung behandelt also Themen aus dem
BGB AT sowie aus dem Schuldrecht. Hierbei handelt es sich um eine häufige
Konstellation in Klausuren.

Aufbauhinweis: Halte Dich im Zivilrecht immer an folgende Prüfungsreihen-
folge: Vertragliche Ansprüche (wie hier), quasivertragliche Ansprüche, sachen-
rechtliche Ansprüche, deliktische Ansprüche, bereicherungsrechtliche Ansprü-
che.

Eselsbrücke: Viel Quatsch schreibt der Bearbeiter

Das Risiko, dass eine Autowasch-
anlage für ein Fahrzeug, das mit einem
serienmäßigen Heckspoiler ausgestattet
ist, konstruktionsbedingt nicht geeignet
ist, fällt allein in den Obhuts- und Gefah-
renbereich des Waschanlagenbetrei-
bers. Dieser haftet aus § 631 i.V.m. §§ 280
Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB, wenn beim
Waschvorgang der seriengemäß ange-
brachte Heckspoiler von einem Kunden-
auto abgerissen wird und sich der in den
AGB enthaltene Haftungsausschluss
ausschließlich auf Fahrzeugteile bezieht,
die nicht zur Serienausstattung des Pkw
gehören.

Lernsatz

Prüfungsschema:
§§ 280 Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB

I. Schuldverhältnis 

II. Pflichtverletzung (§ 241 Abs. 2)

III. Vertretenmüssen (vermutet)

IV. Rechtsfolge: Schadensersatz neben 
der Leistung wegen Nebenpflicht-
verletzung
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I. Schuldverhältnis 

Zwischen K und B müsste ein Schuldverhältnis bestehen. Geschuldet ist bei ei-
nem „Waschanlagen-Vertrag“ ein bestimmter Erfolg, nämlich ein sauberes
Auto, sodass es sich bei dem hier vorliegenden Vertrag – in Abgrenzung zum
Dienstvertrag nach § 611 BGB, bei dem das bloße Tätigwerden geschuldet ist
– um einen Werkvertrag nach § 631 BGB handelt.

Ein Schuldverhältnis liegt vor.

II. Pflichtverletzung

B müsste eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis verletzt haben. Eine Pflichtver-
letzung liegt vor, wenn der Schuldner von seinem durch das Schuldverhältnis
begründeten Pflichtenprogramm abweicht. Eine Pflichtverletzung ist stets
gegeben, wenn der Schuldner seine leistungsbezogene Pflicht (§ 241 Abs. 1
BGB) nicht oder nicht ordnungsgemäß erbringt oder wenn er eine nichtleis-
tungsbezogene Schutzpflicht gemäß § 241 Abs. 2 BGB verletzt. Letzteres
könnte hier der Fall sein. 

Eine Schutzpflicht i.S.d. § 241 Abs. 1 BGB ist die Pflicht, sich bei der Abwicklung
des Schuldverhältnisses so zu verhalten, dass Körper, Leben, Eigentum und
sonstige Rechtsgüter des anderen nicht verletzt werden. 

Der Betreiber einer Waschanlage muss dafür sorgen, dass die Fahrzeuge
seiner Kunden nicht beschädigt werden. 

Beim Waschvorgang wurde der Heckspoiler vom Pkw des K abgerissen,
wodurch Schäden am Heck des Fahrzeugs entstanden. Dies stellt eine Ei-
gentumsverletzung dar. Eine Pflichtverletzung des B ist gegeben.

Gutachtentechnik: Für den Schadensersatzanspruch aus § 280 Abs. 1 BGB ist
es grundsätzlich egal, welche Art von Schuldverhältnis – also welcher Vertrags-
typ – vorliegt. Zeige hier den Korrektorinnen und Korrektoren in einem Satz,
dass Du die Abgrenzung zwischen Werkvertrag und Dienstvertrag verstanden
hast. Weitere Ausführungen hierzu sind in diesem Fall aber überflüssig. Ach-
tung: Etwas anders gilt natürlich, wenn es auf den genauen Inhalt des Vertrags
– insbesondere die geschuldete Leistung und Gegenleistung – ankommt oder
sich Besonderheiten, z.B. bei den Gewährleistungsrechten, ergeben.

Klausurhinweis: Ist nach Schadensersatz gefragt, musst Du in einem ersten
Schritt immer feststellen, ob es um Schadensersatz statt der Leistung oder
Schadensersatz neben der Leistung geht. Dies stellt die wichtigste Weichenstel-
lung in Deiner Klausur im Schadensrecht dar.

Die Anspruchsgrundlagen bei Schadensersatz neben der Leistung sind: 

 §§ 280 Abs. 1, 2, 286 BGB (Nichtleistung); § 280 Abs. 1 BGB (Schlechtleis-
tung); §§ 280 Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB (Nebenpflichtverletzung). 

Die Anspruchsgrundlagen für Schadensersatz statt der Leitung lauten: 

 §§ 280 Abs. 1, 3, 281 Abs. 1 S. 1 Fall 1 BGB (Nichtleistung); §§ 280 Abs. 1, 3,
281 Abs. 1 S. 1 Fall 1 BGB (Schlechtleistung); §§ 280 Abs. 1, 3, 282 BGB (Ne-
benpflichtverletzung); §§ 280 Abs. 1, 3, 283 BGB (Nachträgliche Unmöglich-
keit) und § 311a Abs. 2 BGB (anfängliche Unmöglichkeit). 

Zur Abgrenzung fragst Du Dich: Wäre der Schaden behoben, wenn die geschul-
dete Leistung jetzt noch erbracht werden würde? Wenn ja, geht es um Scha-
densersatz statt der Leistung. Wenn nein, dann geht es um Schadensersatz ne-
ben der Leistung. 

Vgl. Basiswissen Schuldrecht AT (2024),
S. 8, 11.

Vgl. Basiswissen Schuldrecht AT (2024),
S. 15 f.
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III. Vertretenmüssen

Diese Pflichtverletzung müsste der Schuldner auch zu vertreten haben. Zu
vertreten hat der Schuldner grundsätzlich Vorsatz und Fahrlässigkeit, § 276
Abs. 1 S. 1 BGB. In Betracht kommt hier nur Fahrlässigkeit. Fahrlässig handelt
nach § 276 Abs. 2 BGB, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht
lässt.

Der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt ist genügt, wenn derjenige Sicherheits-
grad erreicht ist, den die in dem entsprechenden Bereich herrschende Ver-
kehrsauffassung für erforderlich hält. Daher genügt es, diejenigen Siche-
rungsvorkehrungen zu treffen, die ein verständiger, umsichtiger, vorsichti-
ger und gewissenhafter Angehöriger der betroffenen Verkehrskreise
– hier der Betreiber von Waschanlagen – für ausreichend halten darf, um an-
dere Personen – hier die Kunden – vor Schäden zu bewahren, und die dem
Verkehrssicherungspflichtigen den Umständen nach zuzumuten sind.

Dies bestimmt sich unter Abwägung der Wahrscheinlichkeit der Gefahrver-
wirklichung, der Schwere möglicher Schäden und der Höhe des Kosten-
aufwands für etwaige Sicherungsvorkehrungen

Dabei sind die Beweislastregeln zu berücksichtigen.

§ 280 Abs. 1 S. 2 BGB ordnet die Beweislast für das Vertretenmüssen dem
pflichtverletzenden Schuldner zu; die Pflichtverletzung als solche hat jedoch
grundsätzlich der Gläubiger zu beweisen.

Hier könnte jedoch etwas anderes gelten und B die Beweislast tragen, weil
das schädigende Ereignis in seiner Waschanlage verursacht wurde. 

Der BGH erkennt an, dass sich der Schädiger nicht nur hinsichtlich seines Ver-
schuldens zu entlasten hat, sondern er auch darlegen und ggf. beweisen

Sprachlicher Hinweis: „Vertretenmüssen“ und „Verschulden“ sind keine iden-
tischen Begriffe. Wenn der Schuldner eine Pflichtverletzung verantworten
muss, spricht das Gesetz vom „Vertretenmüssen“ (vgl. §§ 276 Abs. 1, 280 Abs. 1
S. 2 BGB). Was der Schuldner konkret zu vertreten hat, ergibt sich aus
§§ 276–278 BGB. Das „Verschulden“ ist nach § 276 Abs. 1 BGB der Oberbegriff
für die Schuldformen „Vorsatz“ und „Fahrlässigkeit“.

Hinweis: Im Zivilrecht unterscheidet man grundsätzlich:

 Verschuldensunabhängige Haftung: In bestimmten Fällen hat der Schuld-
ner eine Pflichtwidrigkeit auch dann zu vertreten, wenn kein Verschulden
vorliegt (=Gefährdungshaftung). Dies ergibt sich aus dem Gesetz – bei-
spielsweise § 7 Abs. 1 StVG oder § 833 BGB bei Luxustieren. Wenn mehrere
Anspruchsgrundlagen in Betracht kommen, prüfst Du die verschuldensun-
abhängige Haftung immer zuerst, da an sie die geringsten Anforderungen
gestellt werden.

 Vermutetes Verschulden: Neben § 280 Abs. 1 S. 2 BGB beispielsweise § 18
Abs. 1 StVG und § 833 BGB bei Nutztieren.

 Verschulden: Beispielsweise § 823 Abs. 1 BGB.

Hinweis: Grundsätzlich trägt jede Partei in einem Zivilprozess die Beweislast
für die tatsächlichen Voraussetzungen der für sie günstigen Norm. § 280 Abs. 1
S. 2 BGB beinhaltet aber einen Fall der gesetzlichen Beweislastumkehr. Das er-
kennst Du an der Formulierung „dies gilt nicht, wenn“. Das Vertretenmüssen
(der Pflichtverletzung) wird hier also gesetzlich vermutet.

https://www.haufe.de/recht/deutsches-anwalt-office-premium/buergerliches-gesetzbuch-280-schadensersatz-wegen-pflichtverletzung_idesk_PI17574_HI1039510.html
https://www.haufe.de/recht/deutsches-anwalt-office-premium/buergerliches-gesetzbuch-280-schadensersatz-wegen-pflichtverletzung_idesk_PI17574_HI1039510.html
https://www.haufe.de/recht/deutsches-anwalt-office-premium/buergerliches-gesetzbuch-280-schadensersatz-wegen-pflichtverletzung_idesk_PI17574_HI1039510.html
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muss, dass ihn keine Pflichtverletzung trifft, wenn die für den Schaden in
Betracht kommenden Ursachen allein in seinem Obhuts- und Gefahrenbe-
reich liegen.

Nach dem Sachverständigen entstand der Schaden am Heckspoiler, weil die
Waschanlage konstruktionsbedingt nicht für das serienmäßig mit einem
Heckspoiler ausgestattete Fahrzeug des K geeignet war. Dieses Risiko fällt in
den Obhuts- und Gefahrenbereich des Waschanlagenbetreibers. K durfte
deswegen berechtigt darauf vertrauen, dass sein Fahrzeug so, wie es ist, also
mit Heckspoiler, unbeschädigt aus dem Waschvorgang hervorgehen werde. 

Dieses Vertrauen war insbesondere auch unter dem Gesichtspunkt der Risiko-
beherrschung gerechtfertigt, weil nur der Anlagenbetreiber Schadensprä-
vention betreiben kann, wohingegen der Kunde regelmäßig sein Fahrzeug
der Obhut des Betreibers überantwortet. Der Betreiber hat es zudem in der
Hand, bestimmte Fahrzeugmodelle von der Benutzung seiner Anlage
auszuschließen und dadurch das Risiko einer Beschädigung zu verringern.
Für den Kunden ist hingegen nicht ersichtlich, ob die Waschanlage für seinen
Fahrzeugtyp geeignet ist.

Der Schuldner B hat die Pflichtverletzung zu vertreten.

IV. Ausschluss durch AGB

Die Haftung des B könnte aber durch das Hinweisschild „Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen“ und den darunter hängenden handschriftlichen Zet-
tel ausgeschlossen sein. Dafür müsste es sich bei dem Schild und dem Zettel
um AGB handeln.

1. Anwendbarkeit

Bei beiden Schildern handelt es sich um vorformulierte Vertragsbedingun-
gen für eine Vielzahl von Verträgen, – nämlich alle Kunden der Waschanlage –
die vom Verwender B einseitig gestellt wurden. Somit liegen AGB i.S.d. § 305
Abs. 1 BGB vor. Eine Ausnahme vom Anwendungsbereich nach § 310 Abs. 1,
2, 4 BGB ist nicht gegeben.

2. Einbeziehung 

Die AGB müssten auch wirksam in den Vertrag einbezogen worden sein, § 305
Abs. 2 BGB. Das ist der Fall, wenn die andere Vertragspartei ausdrücklich oder
durch deutlich sichtbaren Aushang am Orte des Vertragsschlusses auf die
AGB hinweist. 

Zwar macht B den K nicht explizit auf die Schilder aufmerksam, diese hängen
jedoch gut sichtbar im Eingangsbereich der Waschanlage. 

K und B haben keine Individualabrede getroffen, die nach § 305b BGB vor-
rangig wäre. Bei den beiden Hinweisschildern handelt es sich auch nicht um
überraschende oder mehrdeutige Klauseln i.S.d. § 305c BGB.

Hinweis: Die Lehre vom Gefahrenbereich besagt, dass von dem Eintritt eines
Schadens auf eine objektive Pflichtverletzung geschlossen werden kann, wenn
der Geschädigte darlegt und ggf. beweist, dass die Schadensursache allein aus
dem Gefahren- bzw. Verantwortungsbereich des Gegners herrührt.

Klausurhinweis: Immer, wenn im Sachverhalt Passagen im Gesamtwortlaut
abgedruckt sind (wie hier die AGB) wird von Dir verlangt, dass Du Dich im Detail
mit dem Wortlaut auseinandersetzt; diesen also auslegst. Dies ist insbesondere
auch ein Indiz, dass von Dir eine AGB-Prüfung erwartet wird.

1. Klauselverbot ohne Wertung, § 309
BGB

2. Klauselverbot mit Wertung, § 308 
BGB

3. Transparenzgebot, § 307 Abs. 1 S. 2 
BGB

4. Generalklausel, § 307 Abs. 1 S. 1 BGB

Nachzulesen: Basiswissen BGB AT (2024),
S. 136 ff.

Prüfungsschema:
§§ 305 ff. BGB

I. Anwendbarkeit

1. Begriffsbestimmung, § 305 Abs. 1 
BGB

2. Nichtanwendbarkeit, § 310 Abs. 1, 
Abs. 2, Abs. 4 BGB

II. Einbeziehungskontrolle

1. Einbeziehungsvereinbarung, § 305 
Abs. 2 BGB

2. Überraschende Klausel, § 305c 
Abs. 1 BGB

3. Vorrang der Individualabrede, 
§ 305b BGB

III. Inhaltskontrolle

IV. Rechtsfolge: § 306 BGB
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3. Inhaltskontrolle

Die beiden Schilder könnten inhaltlich jedoch bereits nicht auf den vorliegen-
den Fall zutreffen. 

Das Hinweisschild umfasst nach seinem Wortlaut ausdrücklich nur „nicht
ordnungsgemäß befestigte Fahrzeugteile oder … nicht zur Serienausstattung
des Fahrzeugs gehörende Fahrzeugteile (z.B. Spoiler…).“ Der Heckspoiler des
B fällt also nicht darunter, weil er zur Serienausstattung gehört und ord-
nungsgemäß befestigt war. B darf darauf vertrauen, mit einem serienmäßig
ausgestatteten Pkw die Anlage gefahrlos benutzen zu können.

Ein Haftungsausschluss könnte sich aber aus dem handschriftlichen Zettel
darunter ergeben. Darauf steht: „Keine Haftung für Anbauteile und Heck-
spoiler!“ Dieser Zettel ist aber im Zusammenspiel mit dem Schild darüber
zu sehen. Dieses beschränkt den Haftungsausschluss gerade auf nicht zur Se-
rienausstattung gehörende Teile. B muss nicht davon ausgehen, dass dieser
zweite Hinweis auch serienmäßige Heckspoiler erfasst.

Somit umfassen beide Hinweisschilder gerade nicht den hier vorliegenden
Fall. Ein Haftungsausschluss durch AGB ist nicht gegeben.

V. Schaden

Die Höhe des Schadensersatzes bestimmt sich nach den §§ 249 ff. BGB.
Grundsätzlich ist somit Naturalrestitution zu leisten, vgl. § 249 Abs. 1 BGB.
Nach § 249 Abs. 2 BGB kann der Gläubiger Wertersatz verlangen. 

K macht verschiedene Schadenspositionen geltend, sodass zu fragen ist,
ob diese alle durch B zu ersetzen sind. Die Erstattung der Reparaturkosten
(2.372 € netto) sowie die notwendigen Gutachterkosten (621 €) folgen aus
§ 249 Abs. 2 BGB. Den merkantilen Minderwert (200 €) und die Nutzungsaus-
fallentschädigung (119 €) kann K aus § 251 Abs. 1 BGB ersetzt verlangen. 

K steht der gegen B geltend gemachte Schadensersatzanspruch in voller Höhe
zu. 

Ergebnis: K hat gegen B einen Anspruch auf Schadensersatz aus § 631 i.V.m.
§§ 280 Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB.

Dr. Jannina Schäffer

Gutachtentechnik: Anwendbarkeit und Einbeziehung der AGB sind oft unpro-
blematisch. Dann kannst Du Dich kurz halten. Die „Musik spielt“ meistens bei
der Inhaltskontrolle, zu der man hier im Detail aber nicht mehr kommt, weil der
Wortlaut der AGB eindeutig „Heckspoiler“ ausschließt.

Hinweis: Die Schadensberechnung erfolgt nach der Differenzhypothese. Zu
vergleichen ist danach die Vermögenslage nach der Pflichtverletzung mit der
Vermögenslage, wie sie sich ohne das schädigende Ereignis darstellen würde.

Klausurhinweis: Bei mehreren Schadenspositionen musst Du diese einzeln
prüfen und jeweils die richtige Norm finden, aus der sich der Schadensersatz er-
gibt.



11

Strafrecht      RÜStart      4/2025

„Jauchegrubenfall“– Zu welchem Zeitpunkt muss Vorsatz 
vorliegen?
BGH, Urt. v. 26.04.1960 – 5 StR 77/60, BeckRS 1960, 105310

Fall

T und O geraten in einen verbalen Streit. Im Rahmen des Wortgefechts be-
ginnt T, O zu würgen. Außerdem stopft sie ihr zwei Hände voller Sand in den
Mund, um die Schreie der O zu ersticken. Dabei hält sie den Tod der O für mög-
lich, nimmt ihn billigend in Kauf. Nachdem O regungslos liegenbleibt, hält T
ihre Widersacherin (fälschlicherweise) für tot. Tatsächlich ist O nur bewusstlos.
Um die vermeintliche „Leiche“ zu beseitigen, schmeißt sie O sodann in eine
Jauchegrube. Erst dort ertrinkt O und verstirbt.

Wie hat sich T nach den Delikten aus dem 16. Abschnitt des Besonderen Teils
(Straftaten gegen das Leben) strafbar gemacht?

Lösung

A. § 212 Abs. 1 StGB (Sand in den Mund Stopfen)

Indem T zwei Hände voller Sand in den Mund von O stopfte, könnte sie sich
wegen Totschlags gem. § 212 Abs. 1 StGB strafbar gemacht haben. 

Aufbauhinweis und Problemeinstieg:

Gibt es mehrere Tathandlungen, sind diese im Strafrecht zumindest gedanklich
zunächst getrennt zu prüfen. Die Besonderheit der sogenannten „dolus gene-
ralis“-Fälle ist jedoch, dass hier gerade umstritten ist, ob zwei Handlungen zu
prüfen sind (so die Mindermeinung), oder nur an eine der Handlungen aus ei-
nem mehraktigen Geschehen anzuknüpfen ist:

Für die Vertreter der „Versuchslösung“ handelt es sich um ein Vorsatzproblem.
Da T zum Todeszeitpunkt keinen Tötungsvorsatz mehr habe, soll hinsichtlich
der noch nicht zum Erfolg führenden Handlung (Stopfen des Sandes) eine
Strafbarkeit aus Versuch und hinsichtlich der erfolgreichen Handlung (Versen-
ken) nur Fahrlässigkeit vorliegen.

Nach der „Vollendungslösung“ handele es sich im Schwerpunkt hingegen um
ein Problem der objektiven Zurechnung und des vorgestellten Kausalverlaufs.
Beim Todeseintritt durch die spätere Verdeckungshandlung (Versenken in der
Grube) handele es sich um eine (noch) objektiv zurechenbare, unwesentliche
Abweichung vom vorgestellten Kausalverlauf.

Da der Aufbau in einer Klausur aber nie zu erklären ist, sondern stets für sich zu
sprechen hat, musst Du Dir schon vor Ausformulieren des Falls gedanklich im
Klaren sein, welcher Ansicht Du folgen wirst.

Der Vorteil der herrschenden „Vollendungslösung“ liegt darin, dass alle rele-
vanten Fragen im Rahmen einer Prüfung von § 212 StGB geklärt werden kön-
nen, weshalb dieser Lösungsweg im Folgenden dargestellt wird.

Gutachtentechnik: Zwingend im einleitenden Obersatz (im Gegensatz zur
Deliktsüberschrift) musst Du neben der natürlichen, rechtlich neutral um-
schriebenen Tathandlung außerdem die präzise Norm(kette) und die
Deliktsbezeichnung nennen. Ggf. ist außerdem noch klarzustellen, zu wessen
Nachteil und gegenüber wem die Tat begangen wurde, wenn für die gleiche
natürliche Handlung verschiedene Betroffene bzw. Opfer in Frage kommen,
etwa beim Dreiecksbetrug.

Beim Klassiker „Jauchegrubenfall“ stellt
sich aus heutiger Sicht die Frage, ob eine
Vollendung vorliegt, wenn der Täter den
Tod unerkannt nicht bei der ersten
Handlung herbeiführt, sondern erst
beim Beseitigen der vermeintlichen Lei-
che. Nach dem Koinzidenz-Prinzip fehlt
beim Beseitigen der Tötungsvorsatz.
Eine wesentliche Abweichung vom vor-
gestellten Kausalverlauf wäre für die ers-
te Tötungshandlung (Ersticken) zu ver-
neinen, es liegt nicht fern jeder Lebens-
erwartung, dass das Opfer nur bewusst-
los ist und erst durch das Beseitigen
verstirbt. Ob letztgenanntes § 222 StGB
erfüllt, ist eine umstrittene Konkurren-
zen-Frage (tatbestandslos oder mitbe-
strafte Nachtat).

Lernsatz

Vgl. AS-Basiswissen Strafrecht BT (2023),
S. 3 

Prüfungsschema Totschlag: 
§ 212 Abs. 1 StGB

I. Tatbestand

1. Objektiver Tatbestand

a) Taterfolg: Tod eines anderen 
Menschen

b) Tathandlung

c) Kausalität

d) Objektive Zurechnung

2. Subjektiver Tatbestand: Vorsatz

II. Rechtswidrigkeit

III. Schuld

Totschlag als Erfolgsdelikt mit nur weni-
gen Tatbestandsmerkmalen eignet sich
besonders für Anfängerklausuren und
zum Abprüfen nahezu aller AT-Proble-
me.

Vgl. AS-Methodik der Fallbearbeitung im
Studium und Examen (2022), S. 204 f. 
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I. Tatbestand

1. Objektiver Tatbestand

Dafür müsste T einen anderen Menschen kausal und objektiv zurechenbar ge-
tötet haben.

Kausalität liegt nach der Conditio-sine-qua-non-Formel vor, wenn eine
Handlung nicht hinweggedacht werden kann, ohne dass der tatbestandsmä-
ßige Erfolg in seiner konkreten Gestalt entfiele. Das Stopfen des Sandes in den
Mund kann nicht hinweggedacht werden, ohne dass O ohnmächtig gewor-
den und T sie für tot gehalten hätte, was wiederum dazu führte, dass T die ver-
meintliche Leiche in der Jauchegrube versenkte und O darin ertrank. Kausali-
tät liegt vor.

Objektiv zurechenbar ist ein durch menschliches Verhalten verursachter Er-
folg, wenn dieses Verhalten eine rechtlich missbilligte Gefahr des Erfolgs-
eintritts geschaffen und diese Gefahr sich auch tatsächlich in dem konkreten
erfolgsverursachenden Geschehen realisiert hat. Wird dem Opfer Sand in
den Mund gestopft und werden so dessen Atemwege verschlossen, ist das für
einen Tod durch Ertrinken normalerweise nicht geeignet bzw. dies nicht die
daraus resultierende typische Gefahr Wird dem Opfer Sand in den Mund ge-
stopft und werden so dessen Atemwege verschlossen, ist das für einen Tod
durch Ertrinken normalerweise nicht geeignet bzw. dies nicht die daraus resul-
tierende typische Gefahr, daher bestehen Zweifel an der objektiven Zurech-
nung: 

So könnte man die objektive Zurechnung wegen der Unterschiedlichkeit der
Tathandlungen und der durch sie bewirkten Erfolge ablehnen und damit zu
einer Strafbarkeit aus Versuch und zu Fahrlässigkeit hinsichtlich der späteren
Tötung kommen („Versuchs-/Trennungslösung“). Für das Stopfen des San-
des in den Mund von O entfiele die objektive Zurechnung.

Dagegen spricht aber, dass es nicht unüblich ist, dass aus der ersten Gefahr-
schaffung weitere Handlungen resultieren können, die möglicherweise erst
später den Erfolg herbeiführen. Eine Ansicht in der Literatur will deswegen ei-
nen Gefahrzusammenhang zwischen der Ersthandlung und dem Enderfolg
bei einem mehraktigen Geschehen jedenfalls dann annehmen, wenn bei
der vermeintlich tödlichen Ersthandlung ein Tatplan vorliegt, der die den Er-
folg bewirkende Zweithandlung einschließt. Dann umfasse die rechtlich miss-
billigte Gefahr auch eine zunächst irrtümliche Annahme, dass das Opfer tot sei
sowie den durch die Beseitigung der Leiche später herbeigeführten Tod.
T hatte den Plan allerdings erst nachträglich gefasst, als sie O schon für tot
hielt.

Hinweis: Der Kausalitätsbegriff im Strafrecht reicht sehr weit. Die Aufgabe der
objektiven Zurechnung ist, diesen wieder einzuschränken. Ansonsten wären
die Eltern eines Mörders für dessen Taten verantwortlich (kausal, aber nicht ob-
jektiv zurechenbar).

Gutachtentechnik: In den allermeisten Fällen ist es nach Darstellung einer An-
sicht erforderlich, auch deren Konsequenzen am Sachverhalt auszuführen,
also unter den Fall zu subsumieren. Ausnahmsweise kannst Du zumindest bei
der Darstellung von Meinungen ähnliche zusammengefasst und gruppiert
darstellen, insbesondere, wenn sie zum gleichen Ergebnis führen.

Vgl. AS-Basiswissen Strafrecht AT (2022),
S. 24.

Vgl. AS-Methodik der Fallbearbeitung im
Studium und Examen (2022), S. 69 ff.
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Eine dritte Ansicht sieht es schließlich als noch typische Gefahr eines Tö-
tungsdelikts an, dass der Täter Tod und Bewusstlosigkeit des Opfers verwech-
selt und es deswegen erst durch Beseitigen der Leiche tötet.

Es liegt nicht fern jeder Lebenserfahrung, dass der Täter (auch unter dem
Eindruck der Tat) Tod und Ohnmacht verwechselt oder eine Methode zur Ver-
deckung der Tat wählt, die dann den Tod des etwa auch schon schwer verletz-
ten oder bewusstlosen Opfers herbeiführt. Die Versuchslösung verengt den
Risikozusammenhang zu sehr auf spezifische, unmittelbare Eigenheiten der
Tathandlung und spaltet ein natürliches Geschehen künstlich auf. Daher ist
der letztgenannten Ansicht zuzustimmen und die objektive Zurechnung zu
bejahen.

T hat den objektiven Tatbestand somit erfüllt.

2. Subjektiver Tatbestand

T müsste zum Zeitpunkt der Tathandlung, also beim Stopfen des Sandes in
den Mund der O, vorsätzlich gehandelt haben, § 15 StGB. Dabei genügt
grundsätzlich bedingter Vorsatz. Welche voluntativen Anforderungen neben
einem Wissenselement an diesen Eventualvorsatz zu stellen sind, ist umstrit-
ten. Nach der voraussetzungsreichsten Ansicht müsse der Täter in Kombinati-
on den Erfolgseintritt für möglich halten (Möglichkeitstheorie) und ihn bil-
ligend in Kauf nehmen (Billigungstheorie), was T erfüllt, der Streit ist daher
nicht zu entscheiden. T handelte mit Vorsatz hinsichtlich des Todes von O.

Allerdings muss der Vorsatz auch den Kausalverlauf in seinen wesentlichen
Zügen umfassen. T stellte sich aber vor, dass O schon durch den Sand erstickt
sei. Wie diese Abweichung zu behandeln ist, wird unterschiedlich bewertet:

Klausurhinweis: Trifft der Sachverhalt (rechtliche) Feststellungen, wie etwa
hier zur subjektiven Tatseite bei T, ist der Hinweis „laut Sachverhalt“ entbehr-
lich, da es ohnehin keine andere Erkenntnisquelle in der Klausur gibt. Nutze
dann schlicht den Feststellungsstil in der Subsumtion.

Die Theorien zur Abgrenzung zwischen dolus eventualis und bewusster Fahr-
lässigkeit müssen nur dann ausgebreitet werden, wenn das Abgrenzungsprob-
lem im Sachverhalt auch erkennbar angelegt ist. Das ist jedenfalls immer dann
der Fall, wenn der Sachverhalt zur subjektiven Tatseite nur unvollständige An-
gaben macht („Er hielt den Erfolgseintritt dabei für möglich.“), dann musst Du
mit dem Sachverhalt argumentieren.

Hier gibt die Klausur sogar ausdrücklich vor, dass T den Tod der O für möglich
hält und billigend in Kauf nimmt. Solche Schlüsselformulierungen, die den De-
finitionen bestimmter Ansichten folgen, sind ein Hinweis des Klausurstellers,
eine Ansicht zu bejahen, ohne den Streit auszuführen.

Klausurhinweis: Obwohl die Theorie vom dolus generalis heute in dieser Form
nicht mehr ernsthaft vertreten wird, leitet sich von ihr noch immer der Name
dieser Fallkonstellationen ab.

Dogmatisch hat sich der Streit verschoben und dreht sich nun um die Lehre von
der objektiven Zurechnung und das Abweichen vom vorgestellten Kausalver-
lauf als Irrtumsproblem. Entsprechend hättest Du in einer Klausur auch auf die
Darstellung der Lehre vom „dolus generalis“ verzichten können, sie erfolgt hier
eher optional und vor allem aus didaktischen Gründen.

Vgl. AS-Basiswissen Strafrecht AT (2022),
S. 34.
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Nach der heute überwiegend als überholt geltenden Lehre vom „dolus gene-
ralis“ handele es sich bei derartigen Fällen um ein Gesamtgeschehen, bei dem
sich der allgemeine („generalis“) Vorsatz des Täters auf alle Tathandlungen er-
strecke. Diese Rechtsfigur sollte Geschehensabläufe, die zwar insgesamt zu ei-
nem Erfolg führen, aber nur zu Teilen vom Vorsatz des Täters getragen sind, zu
einem befriedigenden Ergebnis führen. Sie verstößt aber gegen das Simulta-
neitäts-/Koinzidenzprinzip, nach dem der Vorsatz bei Begehung der Tat vor-
liegen muss, also gem. § 8 StGB bei der Tathandlung.

Den gleichen Einwand machen auch Vertreter der oben schon erläuterten Ver-
suchslösung geltend. Zum Zeitpunkt der den Tod herbeiführenden Handlung
(Versenken in der Grube) ging T von einer Leiche als Tatobjekt aus und handel-
te insofern ohne Vorsatz. Dieser Einwand gilt aber nur für das Versenken, nicht
hinsichtlich der hier geprüften ersten Handlung.

Insofern sehen Rechtsprechung und Teile der Literatur in vergleichbaren Kon-
stellationen einen Irrtum über den Kausalverlauf. Dieser liegt vor, wenn der
erstrebte Taterfolg zwar eingetreten ist, aber nicht durch die vom Täter vorge-
stellte Kausalkette bewirkt wurde. Vorsatzrelevant wird dieser allerdings nur
bei einer wesentlichen Abweichung, eine unwesentliche und damit ein
vorsätzliches vollendetes Delikt ist gegeben, wenn erstens die Abweichung
noch innerhalb dessen liegt, was nach allgemeiner Lebenserfahrung vor-
hersehbar ist und zweitens die konkrete Berücksichtigung der individuellen
Tätervorstellung keine andere Bewertung der Tat zulässt. Dass O nicht
durch den Sand im Mund erstickt, sondern erst durch das Versenken in der
Jauchegrube ertrunken ist, liegt nicht außerhalb jeder Lebenserfahrung. T
wollte den Tod der O auch, und stellte sich eine Todesursache vor, die sich nur
unwesentlich von der tatsächlichen unterscheidet, Ursache wäre so oder so
Sauerstoffmangel gewesen. Eine andere Bewertung infolge der anderen Art
des Todeseintritts wäre damit nicht gerechtfertigt, Tötungsvorsatz läge vor.

Schließlich soll es nach einer vermittelnden Auffassung darauf ankommen, ob
der Täter mit direktem oder nur bedingtem Vorsatz bei der Ersthandlung ge-
handelt habe, nur bei letzterem liege eine unwesentliche Abweichung vor.
T handelte nur mit Eventualvorsatz, der subjektive Tatbestand wäre abzuleh-
nen.

Gegen letztgenannte Ansicht spricht, dass die Wesentlichkeit der Abwei-
chung sich nach den konkreten Vorstellungen des Täters, nicht aber nach der
Intensität seines Vorsatzes richtet. Der Einwand der Versuchslösung greift aus
den oben genannten Gründen nicht, Vollendungslösung und sogar die Lehre
vom dolus generalis kämen zum gleichen Ergebnis, eine weitere Streitent-
scheidung ist damit entbehrlich.

Gutachtentechnik: Achte immer darauf, dass Deine Subsumtionen sich mit
der im ersten Obersatz genannten natürlichen Handlung decken – denn nur
diese bzw. (bei natürlicher Handlungseinheit) dieser Komplex von Handlungen
ist ausweislich des Obersatzes Gegenstand Deiner Prüfung.

Klausurhinweis: T unterliegt hier also gleich zwei Irrtümern: Zunächst nimmt
sie fälschlicherweise an, den Erfolg bereits durch den Sand im Mund herbeige-
führt zu haben. Daraus resultiert die zweite Fehlvorstellung, eine Leiche anstatt
einer lebenden Person zu „beseitigen“. Ist der Irrtum für die erste Handlung al-
lerdings nicht relevant, weil unwesentlich, kommt es auf den zweiten Irrtum
nicht mehr an.
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T handelte vorsätzlich.

II. Rechtswidrigkeit und III. Schuld

T handelte rechtswidrig und schuldhaft.

Ergebnis: T hat sich durch das Stopfen von Sand in den Mund der O wegen
Totschlags gem. § 212 Abs. 1 StGB strafbar gemacht.

B. § 222 StGB (Versenken in der Grube)

T kann sich durch Versenken der vermeintlichen Leiche der O gem. § 222 StGB
wegen fahrlässiger Tötung strafbar gemacht haben.

Fraglich ist aber, ob § 222 StGB tatbestandlich noch verwirklicht werden kann,
wenn man im Rahmen des Irrtums über den Kausalverlauf von einem einheit-
lichen Geschehen ausgeht. Dann könne nach einer Ansicht der Todeserfolg
nur einmal in Ansatz gebracht werden, eine fahrlässige Tötung scheide schon
tatbestandlich aus.

Nach anderer Ansicht handele es sich hingegen um eine Frage der Konkurren-
zen, so dass der tatbestandlich durch das Versenken verwirklichte § 222 StGB
als mitbestrafte Nachtat hinter § 212 Abs. 1 StGB zurücktrete.

Überzeugender erscheint es, unter der Annahme eines einheitlichen Gesche-
hens davon auszugehen, dass die Verwirklichung von § 222 StGB schon tatbe-
standlich ausscheidet

Gesamtergebnis: T hat sich gem. § 212 Abs. 1 StGB strafbar gemacht.

RA Dr. Marc Reiß

Gutachtentechnik: Streitstände müssen nicht in letzter Konsequenz für eine
bestimmte Meinung entschieden werden. Wenn die nach einer Würdigung ver-
bliebenen Ansichten alle zu gleichen Ergebnissen kommen, kann der weitere
Streit zwischen ihnen dahinstehen.

Gutachtentechnik: Strenggenommen handelt es sich bei Rechtswidrigkeit
und Schuld um getrennte Prüfungspunkte auf derselben Ebene des dreistufi-
gen Prüfungsaufbaus. Um das zu verdeutlichen, solltest Du daher die Numme-
rierung auch dann fortsetzen, wenn Du beides in einer Überschrift (und der
nachfolgenden Feststellung) zusammenfasst. 

Bestehen an Rechtswidrigkeit und Schuld keine Zweifel, weil etwa keinerlei
Schuldausschlussgründe ersichtlich sind, ist es nicht erforderlich, sich bei der
„Negativ-Darstellung“ solcher fehlenden Umstände zu „verkünsteln“, eine ein-
fache Feststellung genügt. Einmalig darf auch der Satz „Die Tatbestandsver-
wirklichung indiziert die Rechtswidrigkeit“ fallen, er wird teils aber auch schon
als redundant angesehen und sollte keinesfalls mehrfach in der gleichen Bear-
beitung verwendet werden.

Klausurhinweis: Gerade bei Zeitnot kannst Du Dir die Prüfung mancher Nor-
men sparen, wenn diese im Wege der Konkurrenzen ohnehin zurücktreten. Ob
man zu diesem deutlich kürzeren Lösungsweg greift, hängt von mehreren Fak-
toren ab, etwa wie viel Zeit Du noch zum Ausformulieren übrig hättest, ob in
der Deliktsprüfung noch (benotungsrelevante) Probleme anzusprechen wären
oder ob sich noch Folgeprüfungen anschließen würden – so wäre es etwa
denkbar, dass noch eine Beteiligung anderer Personen nur an der mitbestraf-
ten Nachtat im Raum steht.
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§§ 223, 224 StGB

K.O.-Tropfen sind kein gefährliches Werkzeug
BGH, Beschl. v. 08.10.2024 – 5 StR 382/24, BeckRS 2024, 30935

Fall

Am Vorabend eines Konzertes besuchte L mit ihrer Freundin N den ihr flüchtig
bekannten A und dessen Verlobte V, um bei ihnen zu übernachten. Im Laufe
des Abends entschloss sich A, den bereits stark angetrunkenen N und V heim-
lich Gamma-Butyrolacton (GBL) zu verabreichen, um diese zu enthemmen. Er
tropfte das GBL mittels einer Pipette in ein nicht alkoholisches Getränk, das er
den beiden gab, die es nichts ahnend austranken. 

Dabei erkannte A und nahm billigend in Kauf, dass die Frauen in einen Be-
wusstseinszustand bis zur Bewusstlosigkeit versetzt werden könnten. Ihm war
bewusst, dass die Verabreichung der Tropfen, insbesondere i.V.m. Alkohol, ein
erhebliches gesundheitliches Risiko bis hin zu einer Todesgefahr in sich barg.
Das GBL, das im Körper zu Gamma-Hydroxybuttersäure (GHB, gemein hin be-
kannt als „Liquid Ecstasy“ und „K.O.-Tropfen“) umgewandelt wird, zeigte die
von A erwünschte Wirkung. Die ansonsten verschlossene N begann zunächst
im Wohnzimmer mit der ebenfalls eher zurückhaltenden V ausgelassen zu
tanzen; danach zogen sie sich gegenseitig aus und küssten sich. Beide zeigten
ihnen gänzlich wesensfremde Verhaltensweisen. 

A fand die beiden Frauen später im Garten des Wohngrundstückes auf der
Erde liegend schlafend, nicht ansprechbar und nur mit einem durchnässten
Bademantel bekleidet vor. Aufgrund der starken Bewusstseinstrübung und
der Übelkeit bestand das Risiko des Erstickens. 

Hat sich A wegen gefährlicher Körperverletzung strafbar gemacht?

Lösung

§§ 223 Abs. 1, 224 Abs. 1 StGB 

A kann sich, indem er N und V GBL-Tropfen zu trinken gab, wegen gefährlicher
Körperverletzung nach §§ 223 Abs. 1, 224 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 StGB strafbar ge-
macht haben. 

I. Tatbestand  

1. Objektiver Tatbestand § 223 Abs. 1 StGB 

A hat bei N und V durch die Gabe der Tropfen Bewusstseinstrübungen und
Übelkeit hervorgerufen, also einen krankhaften Zustand, und sie damit an der
Gesundheit geschädigt.

Aufbauhinweis: Bei § 224 StGB handelt es sich um eine Qualifikation zum
Grundtatbestand des § 223 StGB. Diese kannst Du entweder gemeinsam (also
unter einer Überschrift) oder getrennt (A. § 223 StGB; B. § 224 StGB) prüfen. Die
erste Aufbauvariante spart in der Klausur Zeit und Platz.

Klausurhinweis: Das ist unproblematisch. Hier kannst Du Dich deswegen kurz
fassen. Merke für andere Fälle: Es genügt, wenn eine der beiden Varianten
(„körperliche Misshandlung oder Gesundheitsschädigung“) vorliegt.

Der BGH bestätigt die Ansicht, dass ge-
fährliche Werkzeuge nur feste Körper
sein können. Andernfalls fehle es an der
Werkzeugqualität, Flüssigkeiten unter
§ 224 Abs. 1 Nr. 2 Alt. 2 StGB zu subsu-
mieren, wäre ein Verstoß gegen Art. 103
Abs. 2 GG. Werkzeug kann aber das Be-
hältnis einer Flüssigkeit sein (etwa: Reiz-
gas-Sprühdose), wenn dessen Wirkwei-
se gefährlich ist. Das sei bei einer Pipette
(zum Hineintropfen) oder einem Glas
(zum Trinken) zu verneinen.

Lernsatz

Vgl. Basiswissen Strafrecht BT (2023),
S. 22.

Prüfungsschema:
§§ 223 Abs. 1, 224 Abs. 1 StGB

I. Tatbestand

1. Objektiv

a) Körperverletzung nach § 223 
Abs. 1 StGB

aa) Körperliche Misshandlung 
oder

bb)Schädigung der Gesundheit

b) Gefährliche Körperverletzung
nach § 224 Abs. 1 Nr. 1–5 StGB

2. Subjektiv

Vorsatz bzgl. I. 1. und 2.

II. Rechtswidrigkeit

III. Schuld
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2. Objektiver Tatbestand § 224 Abs. 1 StGB

a) § 224 Abs. 1 Nr. 1 StGB 

aa) A kann die Körperverletzung durch Beibringung von Gift oder anderen ge-
fährlichen Stoffen begangen haben. Unter Gift ist jeder anorganische oder or-
ganische Stoff zu verstehen, der unter bestimmten Bedingungen durch che-
mische oder chemisch-physikalische Wirkung die Gesundheit zu beeinträchti-
gen vermag. Bei GBL handelt es sich um einen solchen Stoff. 

bb) Das Gift muss beigebracht werden. Das bedeutet, den Stoff derart mit
dem Körper des Opfers in Verbindung zu bringen, dass der Stoff seine gesund-
heitsschädliche Wirkung entfaltet. A tropfte das GBL mittels einer Pipette in
die Getränke von N und V, die den Stoff sodann oral aufnahmen. Ein Beibrin-
gen liegt damit vor.

b) § 224 Abs. 1 Nr. 2 StGB 

Zudem könnte A die Körperverletzung mittels eines gefährlichen Werk-
zeugs begangen haben. Ein gefährliches Werkzeug i.S.d. § 224 StGB ist jeder
Gegenstand, der aufgrund seiner Beschaffenheit und in der konkreten An-
wendung geeignet ist, erhebliche Verletzungen herbeizuführen.

In Bezug auf die GBL-Tropfen ist aufgrund des flüssigen Aggregatzustandes
bereits fraglich, ob es sich um ein „Werkzeug“ handelt. 

„[14] … Bei einem Werkzeug handelt es sich nach allgemeinem Sprachge-
brauch um einen für bestimmte Zwecke geformten Gegenstand, mit des-

Aufbauhinweis: Prüfe alle in Betracht kommenden Nummern des § 224 StGB
in der Reihenfolge des Gesetzeswortlauts. Fernliegende (also offensichtlich
nicht einschlägige) Varianten musst Du im Gutachten nicht ansprechen.

Klausurhinweis: Das Merkmal „Gift“ ist nicht so eng zu verstehen, dass darun-
ter nur Stoffe fallen, die man typischerweise als „giftig“ kennt (es gilt: „die Dosis
macht das Gift“). Erfasst sind alle Stoffe, die in ihrer konkreten Anwendungsart
gesundheitsschädlich sind, etwa: große Mengen Alkohol oder Salz (1g Salz pro
1kg Körpergewicht ist schon tödlich). „Andere gesundheitsschädliche Stoffe“
sind solche, die mechanisch oder thermisch wirken und Gesundheitsschäden
hervorrufen, insbesondere Viren wie HIV oder Corona.

Achtung Verwechslungsgefahr: Der Begriff des gefährlichen Werkzeugs fin-
det sich auch in §§ 244 Abs. 1 Nr. 1a, 250 Abs. 1 Nr. 1a und § 250 Abs. 2 Nr. 1
StGB.
In den Fällen, in denen das gefährliche Werkzeug – wie bei § 224 Abs. 1 Nr. 2
StGB – auch tatsächlich verwendet werden muss, gilt die oben genannte Defi-
nition. Wenn das Gesetz hingegen lediglich ein „Beisichführen“ verlangt, be-
steht Streit über die Definition, weil zur Bestimmung der Gefährlichkeit die für
die obige Definition erforderlichen Verwendung im konkreten Einzelfall gerade
fehlt – ein gesetzgeberisches Versehen. Die wichtigsten Ansichten im Überblick:

Eine Ansicht stellt darauf ab, wie der Täter das Werkzeug verwenden wollte
(subjektive Betrachtung) oder welcher Verwendung das Werkzeug aus der
Sicht eines objektiven Beobachters nur gedient haben kann (objektiv konkre-
te Betrachtung). 

Nach anderer Ansicht (Rspr.) sei entscheidend, ob das Werkzeug aufgrund sei-
ner waffenähnlichen Beschaffenheit häufig zur Verletzung von Menschen ein-
gesetzt wird (objektiv-abstrakte Betrachtung).

„Der BGH sieht in Fällen des unwissend
sich selbst schädigenden Opfers nur
eine „der mittelbaren Täterschaft ver-
wandte Struktur“, weshalb § 25 Abs. 1
Alt. 2 keine Anwendung findet. Führt
das Opfer den letzten Akt selbst aus, soll
nach überwiegender Ansicht in der Lite-
ratur hingegen ein Fall der mittelbaren
Täterschaft vorliegen.“

Vgl. AS-Basiswissen Strafrecht BT (2023),
S. 52.
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sen Hilfe etwas bearbeitet wird. Unter einem Gegenstand versteht man
gemeinhin nur feste Körper. Da Flüssigkeiten, wie hier die GBL-Tropfen …,
keine feste Form haben, sind sie keine Gegenstände und ihnen kann da-
mit auch keine Werkzeugqualität zukommen. GBL-Tropfen können mithin
ohne Verletzung der sich aus Art. 103 Abs. 2 GG ergebenden Wortlaut-
grenze nicht als Werkzeug im Sinne der strafrechtlichen Vorschriften be-
wertet werden.“

Auch systematische Erwägungen führen zu keinem anderen Ergebnis, denn
die Begehungsvariante nach § 224 Abs. 1 Nr. 1 StGB steht nicht in einem Spe-
zialitätsverhältnis zur Begehung „mittels eines gefährlichen Werkzeugs“. 

Historisch ergibt sich aus den Gesetzesmaterialien ebenfalls kein Anhalts-
punkt, dass die durch das 6. StrRG aus dem früheren Vergiftungstatbestand
(§ 229 StGB a.F.) in § 224 Abs. 1 Nr. 1 StGB überführte Begehungsvariante le-
diglich ein Unterfall von § 224 Abs. 1 Nr. 2 StGB sein sollte. 

Schließlich können auch – etwa mit Blick auf eine vergleichbare Gefährlichkeit
anzuführende – teleologische Gründe zu keinem anderen Ergebnis führen,
weil die Wortlautgrenze nicht außer Acht gelassen werden darf.

Möglicherweise handelt es sich aber bei der für das Einträufeln verwendeten
Pipette um ein gefährliches Werkzeug. Dafür müsste diese nach ihrer kon-
kreten Art der Verwendung im Einzelfall geeignet sein, unmittelbar eine er-
hebliche Verletzung herbeizuführen. Voraussetzung ist außerdem, dass durch
den Gegenstand unmittelbar von außen auf den Körper eingewirkt wird. A
verwendete die Pipette aber lediglich als Dosierungshilfe und brachte die
Tropfen weder unmittelbar dem Körper der Frauen bei, noch hatte die – für
sich genommen in der konkreten Verwendungsart ungefährliche – Pipette
Kontakt zum Körper. Die Pipette war daher nicht geeignet, unmittelbar und
von außen einwirkend eine Körperverletzung zu verursachen. 

A hat die Körperverletzung nicht mittels eines gefährlichen Werkzeuges be-
gangen.

c) § 224 Abs. 1 Nr. 3 StGB 

In Betracht kommt die Begehung der Körperverletzung mittels eines hinter-
listigen Überfalls. Ein Überfall ist ein für das Opfer überraschender Angriff.
Hinterlistig ist der Überfall, wenn der Täter seine Angriffsabsicht planmäßig
verbirgt, um dadurch dem Gegner die Abwehr des nicht erwarteten Angriffs
und eine Vorbereitung auf die Verteidigung zu erschweren.

A serviert den beiden Frauen – wie von Anfang an geplant – Getränke, denen
K.O.-Tropfen beigemischt waren. Hiermit haben N und V nicht gerechnet,
sodass sie sich auch nicht gegen diesen Angriff auf ihre körperliche Unver-
sehrtheit wehren konnten.

Gutachtentechnik: Definitionen sind regelmäßig Einfalltor für juristische
Streitigkeiten. Von Dir wird erwartet, die wichtigsten Streitstände und ihre Ar-
gumente zu kennen. Versuche das Problem hinter dem Streit tatsächlich zu
durchdringen, statt die Ansichten einfach nur stumpf auswendigzulernen! 

Gutachtentechnik: Es gibt vier klassische Auslegungsmethoden: grammati-
kalisch (Wortlaut); systematisch (u.a. Stellung im Gesetz); teleologisch (nach
Sinn und Zweck) sowie historisch. Beginne im Strafrecht wegen Art. 103 Abs. 2
GG immer mit dem Wortlaut. Die restlichen Methoden sind „gleichrangig“. Re-
alistisch kann von Dir in Klausuren nicht verlangt werden, die Historie individu-
eller Normen zu kennen, diese Auslegung spielt deswegen vor allem in Deinen
Hausarbeiten eine wichtige Rolle.

Vgl. AS-Methodik der Fallbearbeitung im
Studium und Examen (2022), S. 54 ff.
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A begeht die Körperverletzung mittels eines hinterlistigen Überfalls.

d) § 224 Abs. 1 Nr. 5 StGB 

Schließlich könnte A die Körperverletzung auch mittels einer das Leben ge-
fährdenden Behandlung begangen haben. Die Anforderungen an die Le-
bensgefahr sind umstritten. 

Nach einer Mindermeinung ist das Merkmal nur dann erfüllt, wenn eine kon-
krete Lebensgefahr für das Opfer bestand; wenn es also nur noch vom Zufall
abhängt, ob das Opfer überlebt oder stirbt. Begründet wird dies mit dem ge-
genüber § 223 Abs. 1 StGB erhöhten Strafrahmen.

Demgegenüber lassen h.M. und Rspr. die objektive Eignung der Behand-
lung zur Lebensgefährdung genügen. Es ist also nicht erforderlich, dass das
Opfer tatsächlich in Lebensgefahr gerät; jedoch muss die Einwirkung durch
den Täter nach den Umständen generell geeignet sein, das Leben des Opfers
zu gefährden. Entscheidend ist danach die Schädlichkeit der Einwirkung auf
den Körper des Opfers im konkreten Einzelfall. Um die gegenüber der „einfa-
chen“ Körperverletzung höhere Strafandrohung begründen zu können,
kommt es maßgebend auf die Gefährlichkeit der Tathandlung, nicht aber auf
die eingetretenen Verletzungen an.

K.O.-Tropfen bergen insbesondere in Verbindung mit Alkohol erhebliche ge-
sundheitliche Risiken bis hin zur Todesgefahr in sich. Der durch die Tropfen
bewirkte Bewusstseinszustand von N und V führte dazu, dass sie vollständig
die Kontrolle über sich verloren und eine Ersticken drohte. Damit bestand
eine konkrete Lebensgefahr, der Streit kann dahinstehen.

A hat die Körperverletzung mittels einer das Leben gefährdenden Behand-
lung begangen. 

3. Subjektiver Tatbestand 

A handelte sowohl in Bezug auf die objektiven Tatbestandsmerkmale nach
§ 223 Abs. 1 StGB als auch die nach § 224 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 5 StGB vorsätzlich.

II. Rechtswidrigkeit und III. Schuld

A handelte rechtswidrig und schuldhaft. 

Ergebnis: A hat sich wegen gefährlicher Körperverletzung nach §§ 223 Abs. 1,
224 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 5 StGB strafbar gemacht.

Dr. Jannina Schäffer

Achtung Verwechslungsgefahr: Das Tatbestandsmerkmal der „Hinterlist“ ist
nicht gleichbedeutend mit dem Mordmerkmal der „Heimtücke“.

Verständnisbeispiel: T schießt auf den Oberkörper des O. Da er zufälligerwei-
se keine wichtigen Organe trifft, sind die Verletzungen nicht lebensgefährlich.
Nur nach der m.M. wäre § 224 Abs. 1 Nr. 5 StGB erfüllt. 

Gutachtentechnik: Nur wenn die Ansichten zu unterschiedlichen Ergebnissen
kommen, ist ein Streit zu entscheiden. Hat er (wie hier) keine Auswirkung auf
die Lösung, kannst Du auf lange Pro- und Contra-Abwägung verzichten und
musst Dich auch nicht für eine der Ansichten entscheiden.

Aufbauhinweis: Wenn Du Grundtatbestand und Qualifikation „zusammen“
prüfst, darfst Du im subjektiven Tatbestand nicht vergessen, den Vorsatz auch
bzgl. beider Delikte anzusprechen.

Vgl. AS-Methodik der Fallbearbeitung im
Studium und Examen (2022), S. 115 ff.
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Art. 12 GG

Die Berufsfreiheit und die 3-Stufen-Theorie
BVerfG, Urt. v. 11.06.1958 – 1 BvR 596/56, NJW 1958, 1035

Fall

Der Deutsche A war bislang als angestellter Apotheker tätig. Er beantragte bei
der zuständigen Behörde im Land L die Betriebserlaubnis zur Eröffnung einer
neuen eigenen Apotheke in der Stadt S. Nach dem Apothekengesetz des Lan-
des (ApoG) bedarf der Erlaubnis, wer eine Apotheke neu errichten, eine ge-
schlossene Apotheke wieder eröffnen oder eine bestehende Apotheke über-
nehmen will. Voraussetzung für die Erteilung der Betriebserlaubnis ist in allen
Fällen, dass der Bewerber bestimmte Anforderungen an seine Eignung (Aus-
bildung und Vorbildung) und seine persönliche Zuverlässigkeit erfüllt. Nach
§ 3 Abs. 1 ApoG darf für eine neu zu errichtende Apotheke die Betriebserlaub-
nis nur erteilt werden, wenn a) die Errichtung der Apotheke zur Sicherung der
Versorgung der Bevölkerung mit Arzneimitteln im öffentlichen Interesse liegt
und b) anzunehmen ist, dass ihre wirtschaftliche Grundlage gesichert ist und
durch sie die wirtschaftliche Grundlage der benachbarten Apotheken nicht so
beeinträchtigt wird, dass die Voraussetzungen für deren ordnungsgemäßen Be-
trieb nicht mehr gewährleistet sind.

Mit Blick darauf wurde der Antrag des A von der zuständigen Behörde abge-
lehnt, da die Errichtung einer neuen Apotheke nicht im öffentlichen Interessse
liege. Die Versorgung der Bevölkerung von S durch die vorhandenen Apothe-
ken sei ausreichend. A meint, § 3 Abs. 1 ApoG verstoße gegen seine durch
Art. 12 Abs. 1 GG geschützte Berufsfreiheit. Zu Recht?

Lösung

§ 3 Abs. 1 ApoG verstößt gegen Art. 12 Abs. 1 GG, wenn der Schutzbereich die-
ses Grundrechts betroffen ist, ein Eingriff in den Schutzbereich vorliegt und
dieser Eingriff verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigt ist.

I. Schutzbereich betroffen

1. Sachlicher Schutzbereich

Nach Art. 12 Abs. 1 S. 1 GG haben alle Deutschen das Recht, Beruf, Arbeitsplatz
und Ausbildungsstätte frei zu wählen. Beruf ist jede auf Dauer angelegte Tä-
tigkeit, die der Schaffung und Erhaltung einer Lebensgrundlage dient.

„Art. 12 Abs. 1 unterscheidet nicht zwischen dem selbstständig und un-
selbstständig ausgeübten Beruf; auch abhängige Arbeit kann als Beruf ge-
wählt werden … Wenn eine Tätigkeit in selbstständiger und in unselbst-
ständiger Form ausgeübt werden kann und beide Formen der Ausübung
eigenes soziales Gewicht haben, so ist auch die Wahl der einen oder der
anderen Form der Berufstätigkeit und der Übergang von der einen zur an-
deren eine Berufswahl i.S. des Art. 12 Abs. 1 GG.“

Klausurhinweis: Ist die Fallfrage auf die Vereinbarkeit mit einem Freiheits-
grundrecht gerichtet, erfolgt die Prüfung in drei Schritten:

 Definition des Schutzbereichs

 Feststellung, ob ein Eingriff in den Schutzbereich vorliegt

 Prüfung der verfassungsrechtlichen Rechtfertigung des Eingriffs

1. Art. 12 Abs. 1 GG beinhaltet ein ein-
heitliches Grundrecht der Berufsfreiheit,
das die Berufswahl und die Berufsaus-
übung umfasst. „Beruf“ erfasst dabei jede
auf Dauer ausgerichtete Tätigkeit, die der
Schaffung und Erhaltung einer Lebens-
grundlage dient. 

2. Die Regelungsbefugnis nach Art. 12
Abs. 1 S. 2 GG erstreckt sich abweichend
vom Wortlaut nicht nur auf die Berufs-
ausübung, sondern auch auf die Berufs-
wahl, aber nicht auf beide in gleicher In-
tensität. 

3. Bei Regelungen nach Art. 12 Abs. 1 S. 2
GG ist für die Verhältnismäßigkeit ent-
scheidend, ob sie (nur) die Berufsaus-
übung oder subjektive oder objektive
Voraussetzungen der Berufswahl (Be-
rufszulassung) betreffen (sog. Drei-Stu-
fen-Theorie).

Lernsätze

Die Originalzitate entstammen dem
sog. Apothekenurteil des BVerfG in
BVerfGE 7, 377.



21

Öffentliches Recht      RÜStart      4/2025

Das trifft auf den Apothekerberuf zu.

„Der selbstständige Apotheker betreibt ein Unternehmen, dass die
Grundlage seiner wirtschaftlichen Existenz ist, der unselbstständige Apo-
theker steht im Dienste eines solchen Unternehmens; es bestehen nach
allgemeiner Anschauung wie nach dem Urteil der Berufsangehörigen
selbst verschiedene ,Berufe‘ innerhalb des einen Standes der ,Apotheker‘;
die Zugehörigkeit zum einen ist nicht nur Vorbereitungs- und Durchgangs-
stadium für den Eintritt in den anderen.“

Der von A geplante Übergang von der Tätigkeit eines angestellten zur Tätig-
keit eines selbstständigen Apothekers ist daher ein Akt der Berufswahl, der
von Art. 12 Abs. 1 GG geschützt ist.

2. Persönlicher Schutzbereich

Als Deutscher i.S.d. Art. 116 Abs. 1 GG wird A auch vom persönlichen Schutz-
bereich des Grundrechts erfasst.

Damit ist der Schutzbereich des Art. 12 Abs. 1 GG in sachlicher und persön-
licher Hinsicht eröffnet.

II. Eingriff in den Schutzbereich

Ein Eingriff in den Schutzbereich liegt jedenfalls dann vor, wenn der Staat durch
Rechtsakt final und unmittelbar den Gewährleistungsgehalt des Grund-
rechts verkürzt. Hier beschränkt § 3 Abs. 1 ApoG durch eine Bedürfnisprüfung
gezielt die Berufswahl und stellt damit einen Eingriff in den Schutzbereich des
Art. 12 Abs. 1 GG dar.

III. Verfassungsrechtliche Rechtfertigung des Eingriffs

Der Eingriff in den Schutzbereich ist nur rechtmäßig, wenn er verfassungs-
rechtlich gerechtfertigt ist. Verfassungsrechtlich gerechtfertigt ist der Eingriff
nur, wenn das Grundrecht eingeschränkt werden kann und diese Einschrän-
kungsmöglichkeit im konkreten Einzelfall verfassungsgemäß konkretisiert wor-
den ist.

1. Einschränkungsmöglichkeit

Nach Art. 12 Abs. 1 S. 2 GG kann die Berufsausübung durch ein oder aufgrund
eines Gesetzes geregelt werden. Die Regelung des § 3 Abs. 1 ApoG betrifft hier
aber nicht die Berufsausübung, sondern die vorgelagerte Berufswahl.

„Beurteilt man die Eingriffsmöglichkeiten des Gesetzgebers in den grund-
gesetzlich geschützten Bereich von der Verfassungsbestimmung her, so
könnte der Wortlaut des Art. 12 Abs. 1 GG darauf hindeuten, dass Eingrif-
fe nur bei der Berufsausübung zulässig sein sollten, während die Berufs-
wahl der gesetzlichen Regelung schlechthin entzogen wäre. Das kann in-
dessen nicht der Sinn der Bestimmung sein. Die Begriffe ,Wahl´ und ,Aus-
übung´ des Berufs lassen sich nicht trennen, dass jeder von ihnen nur eine
bestimmte zeitliche Phase des Berufslebens bezeichnete, die sich mit der
anderen nicht überschnitte; namentlich stellt die Aufnahme der Berufstä-
tigkeit sowohl den Anfang der Berufsausübung dar wie die gerade hierin

Ob eine Tätigkeit einen eigenständigen
Beruf darstellt, richtet sich nach der vom
BVerfG entwickelten Berufsbildlehre
(dazu AS-Skript Grundrechte [2023],
Rn. 497).

Klausurhinweis: Ausländer können sich nicht auf Art. 12 Abs. 1 GG berufen,
sondern nur auf Art. 2 Abs. 1 GG. Besonderheiten gelten für EU-Ausländer.

Klausurhinweis: Auch mittelbare faktische Beeinträchtigungen können einen
Grundrechtseingriff darstellen (weiter Eingriffsbegriff). Hierbei handelt es sich
um eine höchst umstrittene Wertungsfrage, bei der es entscheidend darauf an-
kommt, ob die nachteiligen Wirkungen dem Staat zurechenbar sind.

Vgl. dazu AS-Basiswissen Grundrechte
(2024), S. 13.

Klassischer Eingriffsbegriff

Vgl. AS-Basiswissen Grundrechte (2024),
S. 24.

„Schranken“



22

Öffentliches Recht   RÜStart      4/2025

– und häufig nur hierin – sich äußernden Betätigung der Berufswahl;
ebenso sind der in der laufenden Berufsausübung sich ausdrückende Wil-
le zur Beibehaltung des Berufs und schließlich die freiwillige Beendigung
der Berufsausübung im Grunde zugleich Akte der Berufswahl. Die beiden
Begriffe erfassen einen einheitlichen Komplex ,berufliche Betätigung´ von
verschiedenen Blickpunkten her.“

Deshalb ist Art. 12 Abs. 1 GG ein einheitliches Grundrecht der Berufsfreiheit
in dem Sinn, dass der Regelungsvorbehalt des Satzes 2 sich dem Grunde nach
sowohl auf die Berufsausübung als auch auf die Berufswahl erstreckt. Als Be-
rufswahlregelung wird § 3 Abs. 1 ApoG daher von dem Regelungsvorbehalt
des Art. 12 Abs. 1 S. 2 GG erfasst.

2. Verfassungsgemäße Konkretisierung der Einschränkungsmöglichkeit

Der Grundrechtseingriff kann nur rechtmäßig sein, wenn die Einschränkungs-
möglichkeit im konkreten Einzelfall verfassungsgemäß konkretisiert wurde.
Erfolgt der Eingriff – wie hier – unmittelbar durch Gesetz, muss die gesetzliche
Regelung formell und materiell verfassungsgemäß sein.

a) Formelle Verfassungsmäßigkeit

Bedenken gegen die formelle Verfassungsmäßigkeit des § 3 ApoG bestehen
nicht. Mangels Kompetenzzuweisung an den Bund ist das Land insbes. für die
Gesetzgebung im Apothekenwesen zuständig (Art. 70 GG). 

b) Materielle Verfassungsmäßigkeit

Materiell darf die einschränkende Regelung nicht gegen das Grundgesetz ver-
stoßen, insbesondere muss sie die sog. Schranken-Schranken beachten. Vor
allem muss der Eingriff verhältnismäßig, d.h. zur Förderung eines legitimen
Zwecks geeignet, erforderlich und angemessen sein. Auch wenn Art. 12 Abs. 1
GG als einheitliches Grundrecht zu verstehen ist, ist die Regelungsbefugnis
des Gesetzgebers abhängig von der Schwere des Eingriffs. 

Zur Konkretisierung der Verhältnismäßigkeitsprüfung hat das BVerfG hierzu
die sog. Drei-Stufen-Theorie entwickelt.

„Für den Umfang der Regelungsbefugnis ergeben sich gewissermaßen
mehrere ,Stufen´: … Die Freiheit der Berufsausübung kann im Wege der
,Regelung´ beschränkt werden, soweit vernünftige Erwägungen des Ge-
meinwohls es zweckmäßig erscheinen lassen. Die Freiheit der Berufswahl
darf dagegen nur eingeschränkt werden, soweit der Schutz besonders
wichtiger (,überragender´) Gemeinschaftsgüter es zwingend erfordert. …
Hier gilt das Prinzip der Verhältnismäßigkeit in dem Sinne, dass die vorge-
schriebenen subjektiven Voraussetzungen zu dem angestrebten Zweck
der ordnungsgemäßen Erfüllung der Berufstätigkeit nicht außer Verhält-
nis stehen dürfen. … An den Nachweis der Notwendigkeit objektiver Zu-
lassungsvoraussetzungen sind (dagegen) besonders strenge Anforderun-
gen zu stellen; im Allgemeinen wird nur die Abwehr nachweisbarer oder
höchstwahrscheinlicher schwerer Gefahren für ein überragend wichtiges

Merksatz: Art. 12 Abs. 1 GG ist ein einheitliches Grundrecht der Berufsfreiheit
mit einem einheitlichen Regelungsvorbehalt.

Klausurhinweis: Bei der Drei-Stufen-Theorie des BVerfG handelt es sich letzt-
lich nur um eine Systematisierung der Verhältnismäßigkeitsprüfung: Je höher die
Eingriffsintensität ist, desto strenger sind die Eingriffsvoraussetzungen. In neu-
eren Entscheidungen wird die Theorie vom BVerfG nicht mehr als solche be-
nannt, sondern allgemein auf die Verhältnismäßigkeit der Maßnahme abge-
stellt.

Prüfungsschema: 
Art. 12 Abs. 1 GG

I. Schutzbereich

 Leitbegriff: Beruf
 Berufswahl
 Berufsausübung

=> einheitliches Grundrecht der Berufs-
freiheit

II. Eingriff in den Schutzbereich

III. Verfassungsrechtliche Rechtferti-
gung des Eingriffs

1. Einschränkungsmöglichkeit:
Art. 12 Abs. 1 S. 2 GG gilt abwei-
chend vom Wortlaut für Berufsaus-
übung und Berufswahl (einheitlicher 
Regelungsvorbehalt)

2. Verfassungsgemäße Konkretisie-
rung der Einschränkungsmöglich-
keit, insbes. Verhältnismäßigkeit 
nach Drei-Stufen-Theorie

 Verbot des Einzelfallgesetzes, 
Art. 19 Abs. 1 S. 1 GG

 Zitiergebot, Art. 19 Abs. 1 S. 2 GG*

 Wesensgehaltsgarantie, 
Art. 19 Abs. 2 GG

 Bestimmtheit

 Verhältnismäßigkeit

* wird z.T. bereits im Rahmen der formellen 
Verfassungsmäßigkeit geprüft

„Schranken-Schranken“
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Gemeinschaftsgut diese Maßnahme rechtfertigen können.“

Durch § 3 Abs. 1 ApoG soll die ordnungsgemäße Versorgung der Bevölke-
rung mit Arzneimitteln sichergestellt werden. 

„Unbestritten ist, dass die Volksgesundheit ein wichtiges Gemeinschafts-
gut ist, dessen Schutz Einschränkungen der Freiheit des Einzelnen zu
rechtfertigen vermag; unbestritten auch, dass eine geordnete Arzneimit-
telversorgung zum Schutze der Volksgesundheit unumgänglich ist. … Die
vom Gesetzgeber … befürchteten Gefahren haben (aber) nicht so wahr-
scheinlich gemacht werden können, dass darauf … die schärfste Ein-
schränkung der freien Berufswahl, nämlich die Absperrung voll qualifi-
zierter Bewerber von der selbstständigen Ausübung des Apothekerberufs
gestützt werden könnte.“

Der Gesetzgeber muss Regelungen nach Art. 12 Abs. 1 S. 2 GG jeweils auf der
„Stufe“ vornehmen, die den geringsten Eingriff in die Berufsfreiheit mit sich
bringt, und darf die nächste „Stufe“ erst dann betreten, wenn mit hoher Wahr-
scheinlichkeit festgestellt werden kann, dass die befürchteten Gefahren mit
Mitteln der vorausgehenden Stufe nicht wirksam bekämpft werden können.
Vorliegend kann nicht festgestellt werden, dass die Gefahr so wahrscheinlich
ist, dass sie einen Eingriff in Form einer objektive Berufswahlregelung recht-
fertigen konnte.

„Auf dem Gebiet des Apothekenrechts entspricht der Verfassungslage ge-
genwärtig allein die Niederlassungsfreiheit, verstanden als das Fehlen ob-
jektiver Beschränkungen der Zulassung.“

Ergebnis: Der Eingriff in die Berufsfreiheit durch § 3 Abs. 1 ApoG ist unverhält-
nismäßig und konkretisiert den Regelungsvorbehalt nicht in verfassungsge-
mäßer Weise. § 3 Abs. 1 ApoG verstößt gegen Art. 12 Abs. 1 GG.

Das BVerfG hat im sog. Apothekenurteil nicht nur den Schutzbereich der Be-
rufsfreiheit definiert und deren Schranken herausgearbeitet, sondern vor
allem den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit mit der sog. Drei-Stufen-Theorie
konkretisiert. Deshalb ist das Urteil immer wieder Gegenstand von Anfänger-
klausuren.

Die dreistufige Grundrechtsprüfung gilt für alle Freiheitsgrundrechte, also
nicht nur für Art. 12 Abs. 1 GG (Berufsfreiheit), sondern ebenso für Art. 4 GG
(Glaubens- und Gewissensfreiheit), Art. 5 GG (Meinungsfreiheit, Pressefreiheit,
Kunst- und Wissenschaftsfreiheit), Art. 8 GG (Versammlungsfreiheit), Art. 9 GG
(Vereinigungsfreiheit), Art. 10 GG (Brief- und Telekommunikationsfreiheit), Art.
11 (Freizügigkeit), Art. 13 GG (Wohnungsgrundrecht) und Art. 14 GG (Eigen-
tum).

 Bei der Prüfung eines Freiheitsgrundrechts muss Du zunächst stets den
Schutzbereich definieren (also den Bereich, in dem das Grundrecht wirkt
– hier: was heißt Berufsfreiheit?). Anschließend müssen Sie die Merkmale
auf den konkreten Sachverhalt bezogen subsumieren, d.h. ob die kon-
krete staatliche Maßnahme, um die es geht, den so definierten Schutzbe-
reich betrifft oder nicht (hier den Beruf des Apothekers).

 Die Feststellung eines Eingriffs ist in der Anfängerklausur zumeist unpro-
blematisch. Hier kannst Du dich i.d.R. auf die Feststellung beschränken,
dass der Schutzbereich verkürzt wird.

 Schwerpunkt in der Klausur ist die Frage der verfassungsrechtlichen
Rechtfertigung. Grundrechtsschranken können sich hierbei ergeben
– unmittelbar aus dem Grundgesetz (verfassungsunmittelbare Schranken),
– aus einfachen Gesetzen aufgrund eines Gesetzesvorbehaltes oder
– aus sog. verfassungsimmanenten Schranken, d.h. zum Schutz der Grund-

rechte Dritter oder zum Schutz anderer Verfassungsgüter

RA Horst Wüstenbecker

1. Stufe: Berufsausübungsregelungen

 sind zulässig, wenn vernünftige Er-
wägungen des Gemeinwohls sie 
zweckmäßig erscheinen lassen.

2. Stufe: Subjektive Zulassungsvor-
aussetzungen

 sind nur zulässig, soweit der Schutz 
eines besonders wichtigen Gemein-
schaftsgut sie zwingend erfordern.

3. Stufe: objektive Zulassungsvoraus-
setzungen

 sind nur zulässig, soweit die Abwehr 
nachweisbarer oder höchstwahr-
scheinlich schwerer Gefahren für ein 
überragend wichtiges Gemein-
schaftsgut die Maßnahme rechtfer-
tigt.

Drei-Stufen-Theorie
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Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG

Nicht jede Regierungskritik auf X (Twitter) ist von 
der Meinungsfreiheit gedeckt
BVerfG, Beschl. v. 11.04.2024 – 1 BvR 2290/23, BeckRS 2024, 7299

Fall

R liest die Online-Zeitschrift O und stößt auf einen Beitrag mit der Überschrift:
„Deutschland zahlt wieder Entwicklungshilfe an Afghanistan“. Im Text des Bei-
trags gibt O Äußerungen des Bundesentwicklungshilfeministeriums wieder,
wonach sämtliche Mittel der Aufrechterhaltung der Grundversorgung sowie
der Stärkung der Widerstandskraft der Bevölkerung zugute kommen. Befürch-
tungen, die Taliban, eine islamistische Terrorgruppe, könnten von den Zah-
lungen profitieren, kann das Ministerium nachweislich zerstreuen. R setzt
gleichwohl auf der Kurznachrichtenplattform „X“ einen Post ab: „Deutschland
zahlte in den letzten zwei Jahren 370 MILLIONEN EURO (!!!) Entwicklungshilfe
an die TALIBAN (!!!!!!). Wir leben im Irrenhaus, in einem absoluten, kompletten,
totalen, historisch einzigartigen Irrenhaus. Was ist das nur für eine Regie-
rung?!“ Im Post verlinkt er den Beitrag. 

Auf Antrag der Bundesregierung erlässt das zuständige Zivilgericht gestützt
auf §§ 1004, 823 BGB i.V.m. § 185 StGB eine einstweilige Verfügung gegen R,
mit der diesem eine Wiederholung seiner Aussage untersagt wird. Zur Be-
gründung führt das Zivilgericht an, dass juristische Personen des öffentlichen
Rechts zivilrechtlichen Ehrschutz gegen Äußerungen in Anspruch nehmen
können, durch die ihr Ruf in der Öffentlichkeit in unzulässiger Weise herabge-
setzt werde. So liege es hier, da durch die Äußerung des R der Eindruck er-
weckt werde, die Bundesrepublik Deutschland zahle Entwicklungshilfe an ein
Terrorregime. Die Äußerung des R sei eine von der Meinungsfreiheit nicht ge-
schützte unwahre Tatsachenbehauptung. Die gegen die Entscheidung erho-
bene Beschwerde bleibt erfolglos; weitere Rechtsmittel sind nicht möglich. R
erhebt deshalb form- und fristgerecht Verfassungsbeschwerde zum BVerfG.
Wie schon in den zivilgerichtlichen Prozessen beruft R sich weiterhin auf seine
Meinungsfreiheit aus Art. 5 Abs. 1 S. 1 Fall 1 GG.

Hat die Verfassungsbeschwerde des R Erfolg?

Lösung

Die Verfassungsbeschwerde hat Erfolg, soweit sie zulässig und begründet ist.

A. Zulässigkeit

I. Rechtsweg und Zuständigkeit des BVerfG

Mit der Erhebung der Individualverfassungsbeschwerde gemäß Art. 94 Abs. 1
Nr. 4a GG, § 13 Nr. 8a BVerfGG ist zugleich der Rechtsweg zum und die Zustän-
digkeit des BVerfG eröffnet.

II. Beschwerdeberechtigung

Als natürliche Person ist R grundrechtsfähig (= jedermann) und damit be-
schwerdeberechtigt i.S.d. § 90 Abs. 1 BVerfGG.

1. Dem Staat kommt kein grundrechtlich
fundierter Ehrschutz zu. Er hat deshalb
grundsätzlich auch scharfe und polemi-
sche Kritik auszuhalten. 

2. Die Bundesregierung hat aber gleich-
wohl das Recht, fehlerhafte Sachdarstel-
lungen oder diskriminierende Werturtei-
le klar und unmissverständlich zurückzu-
weisen.

3. In solchen Fällen ist dem Recht der
Bundesregierung auf Ansehen in der Öf-
fentlichkeit, das aus dem Demokratie-
prinzip abzuleiten ist, der Vorzug vor der
Meinungsfreiheit einzuräumen.

Lernsätze

Achtung! Seit dem 28.12.2024 befindet sich die Aufzählung der bei dem BVerfG
möglichen Verfahren in Art. 94 GG (vormals Art. 93 GG)!

Zur Verfassungsbeschwerde AS-Aufbau-
schemata Öffentliches Recht (2024),
S. 41–44 und AS-Basiswissen Grundrech-
te (2024), S. 103 ff.
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III. Beschwerdegegenstand

Tauglicher Beschwerdegegenstand der Verfassungsbeschwerde ist gemäß
§ 90 Abs. 1 BVerfGG jeder Akt der öffentlichen Gewalt. R wendet sich gegen
die zivilgerichtlichen Entscheidungen. Es liegt damit eine Verfassungsbe-
schwerde in der Form einer Urteilsverfassungsbeschwerde vor.

IV. Beschwerdebefugnis

1. Mögliche Grundrechtsverletzung

R ist i.S.d. § 90 Abs. 1 BVerfGG beschwerdebefugt, wenn er geltend machen
kann, durch den angegangenen Akt der öffentlichen Gewalt in einem seiner
Grundrechte oder grundrechtsgleichen Rechte verletzt zu sein. Die zivilge-
richtliche Unterscheidung untersagt R eine bestimmte Äußerung, die zumin-
dest möglicherweise von der Meinungsfreiheit gedeckt sein könnte. Die zivil-
gerichtliche Entscheidung verletzt R möglicherweise in Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG.

2. Betroffenheit

Durch die zivilgerichtlichen Entscheidungen ist R zudem selbst, gegenwärtig
und unmittelbar betroffen.

V. Rechtswegerschöpfung

Nach § 90 Abs. 2 S. 1 BVerfGG ist die Verfassungsbeschwerde nur zulässig,
wenn der Beschwerdeführer zuvor den fachgerichtlichen Rechtsweg er-
schöpft hat. R hat gegen die einstweilige Verfügung (vgl. §§ 935 ff. ZPO) Be-
schwerde erhoben. Ein weiteres Rechtsmittel stand ihm nicht zur Verfügung.
Der Rechtsweg wurde deshalb erschöpft.

VI. Grundsatz der Subsidiarität

Der Grundsatz der Subsidiarität ist gewahrt, wenn R mögliche Rechtsbehelfe
außerhalb des Instanzenzugs erschöpft und im fachgerichtlichen Verfahren
substantiiert zur möglichen Verfassungsverletzung vorgetragen hat. Weitere
Rechtsbehelfe standen R nicht zur Verfügung. Im Prozess hat er sich auf die
Meinungsfreiheit berufen. Die Verfassungsbeschwerde ist nicht subsidiär.

VII. Form und Frist

Die Verfassungsbeschwerde hat R in der richtigen Form (§§ 23 ff., 92 BVerfGG)
und innerhalb der Frist (ein Monat, § 93 Abs. 1 S. 1 BVerfGG) erhoben.

Die Verfassungsbeschwerde ist zulässig.

B. Begründetheit

Die Verfassungsbeschwerde ist begründet, soweit die zivilgerichtlichen Ent-
scheidungen Grundrechte oder grundrechtsgleiche Rechte des R verletzen
(vgl. § 95 Abs. 1 BVerfGG). Dabei überprüft das BVerfG die Entscheidungen
nicht auf ihre fachliche Richtigkeit, das BVerfG ist keine Superrevisionsins-
tanz. Vielmehr überprüft es die Entscheidung darauf, ob sie auf einer spezifi-
schen Verfassungsverletzung beruht.

Gutachten: Benenne die Art der Verfassungsbeschwerde (Rechtssatz- oder Ur-
teilsverfassungsbeschwerde) explizit. So teilst Du den Prüfenden mit, dass Du
die richtige Art der Verfassungsbeschwerde gesehen hast, und setzt für Dich ei-
nen Merkposten, welche Zulässigkeitsvoraussetzungen weiter zu prüfen sind –
die sind nämlich bei den beiden Arten unterschiedlich!

Gutachten: Anders als bei der Rechtssatzverfassungsbeschwerde musst Du bei
der Urteilsverfassungsbeschwerde hierzu keine langen Ausführungen machen.

Prüfungsschema:
Urteilsverfassungsbeschwerde

A. Zulässigkeit

I. Rechtsweg zum und Zuständigkeit
des BVerfG, Art. 94 Abs. 1 Nr. 4a GG,
§ 13 Nr. 8a BVerfGG

II. Beschwerdeberechtigung: jeder-
mann

III. Tauglicher Beschwerdegegenstand:
jeder Akt der öffentlichen Gewalt,
hier Judikativakte (Urteils-Vfb)

IV. Beschwerdebefugnis

 Mögliche Verletzung von Grund-
rechten oder grundrechtsglei-
chen Rechten

 Selbst, gegenwärtig, unmittelbar 
betroffen

V. Rechtswegerschöpfung, § 90 Abs. 2
S. 1 BVerfGG

VI. Grundsatz der Subsidiarität

 Rechtsbehelfe außerhalb des Ins-
tanzenzugs

 Substantiierter Vortrag zur mög-
lichen Verfassungsverletzung

VII. Frist: 1 Monat, § 93 Abs. 1 S. 1
BVerfGG

VIII. Form: schriftlich oder elektronisch
(§§ 23 ff. BVerfGG), Angabe der ver-
letzten Norm (§ 92 BVerfGG)

B. Begründetheit

Verletzung von Grundrechten o. grund-
rechtsgleichen Rechten, vgl. § 95
BVerfGG

 Keine Superrevisionsinstanz

 Prüfung auf spezifische Verfassungs-
verletzungen, insbes. Grundrechts-
verletzung (Das hier einzupassende 
Prüfungsschema für die Grund-
rechtsverletzung findest Du auf der 
nächsten Seite!)
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Das ist der Fall, wenn die zivilgerichtlichen Entscheidungen die Meinungsfrei-
heit des R aus Art. 5 Abs. 1 S. 1 Fall 1 GG verletzt, die Entscheidungen also in
den Schutzbereich des Grundrechts eingreifen und dieser Eingriff verfas-
sungsrechtlich nicht gerechtfertigt ist.

I. Schutzbereich

Der Schutzbereich der Meinungsfreiheit umfasst das Äußern von Meinungen
in Wort, Schrift und Bild. 

1. Leitbegriff: Meinung

Meinung sind alle Äußerungen, die durch Elemente der Stellungnahme und
des Dafürhaltens geprägt sind. Darüber hinaus umfasst der Schutzbereich der
Meinungsfreiheit auch Tatsachenbehauptungen, wenn und soweit sie zur
Bildung von Meinungen beitragen. Tatsachenbehauptungen sind durch die
objektive Beziehung zwischen Äußerung und der Wirklichkeit geprägt und
der Überprüfung mit den Mitteln des Beweises zugänglich. Lediglich unwah-
re Tatsachenbehauptungen fallen nicht in den Schutzbereich. Der auf „X“
abgesetzte Post des R enthält beweisbare Elemente (Geldbetrag, Zahlungs-
empfänger) als auch wertende Aussagen (Irrenhaus). Fraglich ist, ob das Zivil-
gericht die getätigte Äußerung berechtigterweise als (unwahre) Tatsachenbe-
hauptung eingeordnet und so aus dem Schutzbereich ausgegrenzt hat.

„[32] … Bei der Frage, ob eine Äußerung ihrem Schwerpunkt nach als Tat-
sachenbehauptung oder als Werturteil anzusehen ist, kommt es entschei-
dend auf den Gesamtkontext der fraglichen Äußerung an. Eine Trennung
der tatsächlichen und der wertenden Bestandteile einer Äußerung ist
nur zulässig, wenn dadurch ihr Sinn nicht verfälscht wird. Wo dies nicht
möglich ist, muss die Äußerung im Interesse eines wirksamen Grund-
rechtsschutzes insgesamt als Meinungsäußerung angesehen werden“

Es kommt somit darauf an, ob die als Werturteil anzusehenden Aussagen des
R ohne Sinnentstellung von den geäußerten Tatsachenbehauptungen abge-
grenzt werden können. Mit seiner Wertung bezieht sich R auf die Auszah-
lungspraxis der Bundesregierung an Afghanistan. Seine wertenden Aussagen
sind dementsprechend nur zu verstehen, wenn sie mit der Tatsachenbehaup-
tung (Zahlung an die Taliban) – gleich ob wahr oder unwahr – verbunden
bleibt. Es vermengen sich Tatsachen und Meinungen in untrennbarer Art, so-
dass eine Aufspaltung ohne Sinnverfälschung nicht möglich ist. Die Äußerung
des R ist damit insgesamt als Meinung anzusehen.

2. Äußern der Meinung

Äußern liegt in der selbstbestimmten Kundgabe einer Meinung an die Außen-
welt. Die Aufzählung „Wort, Schrift und Bild“ ist nicht abschließend und zu-
dem entwicklungsoffen, sodass auch ein Post auf „X“ eine Äußerung darstellt.

Der Schutzbereich der Meinungsfreiheit ist eröffnet.

II. Eingriff

Die zivilgerichtliche Entscheidung stellt einen Rechtsakt dar, der R eine Mei-

Aufbau: So leitet das BVerfG jede Entscheidung auf eine Urteilsverfassungsbe-
schwerde ein – diese Begrifflichkeit musst Du für Dein Gutachten übernehmen! 

Klausurhinweis: Der Schutzbereich, seine richtige Auslegung und die Zuord-
nung der Informationen aus dem Sachverhalt zum Schutzbereich ist die Kern-
aufgabe jeder Grundrechte-Klausur! Hier solltest Du in der Klausur einen
Schwerpunkt setzen – insbesondere durch den Umfang Deiner Ausführungen.

Ausführlich zu dieser Abgrenzung: AS-
Basiswissen Grundrechte (2024), S. 45 f.

Prüfungsschema: 
Meinungsfreiheit

I. Schutzbereich

1. Meinung

2. Äußern in Wort, Schrift, Bild, sonsti-
ger Weise

II. Eingriff

Klassisch: final, unmittelbar, imperativ,
Rechtsakt

III. Verfassungsrechtliche Rechtferti-
gung

1. Einschränkungsmöglichkeit: allge-
meines Gesetz, Gesetz zum Schutz 
der Jugend oder der persönlichen 
Ehre, Art. 5 Abs. 2 GG

2. Verfassungsgemäße Konkretisie-
rung
 Gesetz

 ggf. darauf aufbauende Ent-
scheidung (z.B. Urteil)

Ausführlich zu der Abgrenzung von Tat-
sachenbehauptung und Werturteil: AS-
Basiswissen Grundrechte (2024), S. 45 f.

Ausführlich zum klassischen und moder-
nen Eingriffsbegriff: AS-Basiswissen
Grundrechte (2024), S. 24 f.
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nungsäußerung final, unmittelbar und imperativ untersagt. Damit liegt ein
Eingriff im Sinne des klassischen Eingriffsbegriffs vor.

3. Verfassungsrechtliche Rechtfertigung

Der Eingriff ist jedoch verfassungsrechtlich gerechtfertigt, wenn die Mei-
nungsfreiheit einschränkbar ist und sich der Eingriff als verfassungsgemäße
Konkretisierung der Einschränkungsmöglichkeit darstellt.

a) Einschränkungsmöglichkeit („Schranke“)

Nach Art. 5 Abs. 2 GG findet die Meinungsfreiheit ihre Schranken in den Vor-
schriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum
Schutz der Jugend und dem Recht der persönlichen Ehre. Die Meinungsfrei-
heit ist dementsprechend einschränkbar.

b) Verfassungsgemäße Konkretisierung

Durch die einstweilige Verfügung müsste diese Einschränkungsmöglichkeit
verfassungsgemäß konkretisiert worden sein.

aa) 1. Stufe: gesetzliche Grundlage 

Mit § 1004 Abs. 1 S. 2 BGB analog i.V.m. § 823 Abs. 2 BGB, §§ 185 ff. StGB liegen
Gesetze vor, die sich nicht gegen eine Meinung als solche richten, sondern
vielmehr dem Schutz eines schlechthin, ohne Rücksicht auf eine bestimmte
Meinung zu schützenden Rechtsguts, nämlich dem Recht der persönlichen
Ehre, dienen. Die Vorschriften stellen damit allgemeine Gesetze dar, die auch
im Übrigen verfassungsgemäß sind.

bb) 2. Stufe: verfassungsgemäße Anwendung durch das Zivilgericht

Diese Vorschriften müsste das Zivilgericht bei dem Erlass der einstweiligen
Verfügung gegen R verfassungsgemäß angewendet haben. Insoweit ist zu be-
rücksichtigen, dass das Zivilgericht die Untersagung zum Schutz des Anse-
hens der Bundesregierung in der Öffentlichkeit getroffen und dabei die Mei-
nungsfreiheit des R eingeschränkt hat. Diese Rechtsgüter müssen bei der
Normanwendung durch das Zivilgericht in einen ordnungsgemäßen Aus-
gleich gebracht worden sein.

1. Recht auf Ansehen in der Öffentlichkeit der Bundesregierung

Mit der Meinungsfreiheit des R liegt ein Recht von Verfassungsrang vor. Frag-
lich ist jedoch, ob sich auch das Recht auf Ansehen in der Öffentlichkeit der
Bundesregierung verfassungsrechtlich verankern lässt. Als Anknüpfungs-
punkt kommt das Demokratieprinzip aus Art. 20 Abs. 1 GG in Betracht.
Wenn alle Staatsgewalt durch die besonderen, vom Volk gewählten Organe
der Gesetzgebung, vollziehenden Gewalt und Rechtsprechung ausgeübt wer-
den, setzt dies voraus, dass diese Institutionen auch funktionsfähig sind. Das
ist nur zu gewährleisten, wenn …

„[29] … auch staatliche Einrichtungen vor verbalen Angriffen ge-

Klausurhinweis: Eine gute Klausur zeichnet sich durch Schwerpunktsetzung
und Stilwechsel aus. Eindeutiges darfst Du schlicht feststellen!

Aufbau: Die Konkretisierungsprüfung vollzieht sich in mehreren Stufen: Auf-
grund des Gesetzesvorbehalts aus Art. 5 Abs. 2 GG muss Du zunächst ein kon-
kret einschlägiges Gesetz finden, das den Vorbehalt konkretisiert (1. Stufe). Der
eigentliche Grundrechtseingriff resultiert aber nicht aus dem Gesetz, sondern
aus seiner Anwendung durch das Zivilgericht. Auch diese Konkretisierung
(2. Stufe), muss verfassungsgemäß sein.

Ausführlich zum Demokratieprinzip:
AS-Basiswissen Staatsorganisations-
recht (2023), S. 3 ff.
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schützt werden, da sie ohne ein Mindestmaß an gesellschaftlicher Ak-
zeptanz ihre Funktion nicht zu erfüllen vermögen.“

Es stehen sich folglich zwei Rechte von Verfassungsrang gegenüber, die durch
das Zivilgericht bei der Anwendung einfachen Rechts zu berücksichtigen sind.

2. Abwägung mit dem Ziel der Herstellung praktischer Konkordanz

Dazu hat das Gericht grundsätzlich einen Ausgleich zwischen den widerstrei-
tenden Rechtsgütern anzustreben, der beiden zur möglichst weitreichenden
praktischen Wirksamkeit verhilft (Herstellung praktischer Konkordanz). Nur
ausnahmsweise darf die Abwägung dazu führen, dass ein Rechtsgut das an-
dere vollständig verdrängt. 

Hier ist das Zivilgericht von einer solchen Ausnahmesituation ausgegangen,
indem es dem Recht der Bundesregierung auf Ansehen in der Öffentlichkeit
den Vorzug gegeben hat. Die Hürde hierfür ist vor dem Hintergrund als beson-
ders hoch einzuschätzen, dass Art. 5 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 GG ein für die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung schlechthin konstituierendes Grund-
recht darstellt, das aus dem besonderen Schutzbedürfnis der Machtkritik
erwachsen ist. Der Schutz des Ansehens der Bundesregierung in der Öffent-
lichkeit darf deshalb einerseits …

„[29] … nicht dazu führen, staatliche Einrichtungen gegen öffentliche Kri-
tik – unter Umständen auch in scharfer Form – abzuschirmen, die von dem
Grundrecht der Meinungsfreiheit in besonderer Weise gewährleistet wer-
den soll.“

Andererseits ist aber auch das Recht des Staates zu berücksichtigen, …

„[29] … fehlerhafte Sachdarstellungen oder diskriminierende Werturteile
klar und unmissverständlich zurückzuweisen.“

Genau eine solche fehlerhafte Sachverhaltsdarstellung liegt hier aber vor.
R hat in seinem Post behauptet, die Bundesregierung habe 370 Mio. Euro di-
rekt an die Taliban gezahlt. Solche Zahlungen hat es aber, wie die Ausführun-
gen des Bundesentwicklungshilfeministeriums belegen, nicht gegeben, es
liegt insoweit eine unwahre Tatsachenbehauptung vor. Trotz des hohen
Schutzes der Meinungsfreiheit kann diese aber nicht verwendet werden, um
die Bundesregierung mit unwahren Tatsachenbehauptungen in Misskredit zu
bringen. Das Zivilgericht hat damit dem Recht der Bundesregierung auf Anse-
hen in der Öffentlichkeit berechtigterweise den Vorrang eingeräumt.

Der Eingriff ist verfassungsrechtlich gerechtfertigt, die Meinungsfreiheit nicht
verletzt. Damit liegt keine spezifische Verfassungsverletzung vor, sodass die
Verfassungsbeschwerde unbegründet ist.

Ergebnis: Die Verfassungsbeschwerde des R hat keinen Erfolg.

RA Christian Sommer

Achtung: Das BVerfG leitet dieses Recht von Verfassungsrang in der hier darge-
stellten Entscheidung her. Solche Kenntnisse werden von Dir in der Klausur
nicht verlangt, der Sachverhalt liefert aber Andeutungen. Von Dir wird in der
Klausur  erwartet, dass Du die verfassungsrechtliche Verankerung begründest.

Aufbau: Eine Abwägung mit dem Ziel praktischer Konkordanz muss Du immer
dann vornehmen, wenn unterschiedliche Grundrechte oder Verfassungsgüter
miteinander kollidieren. Grundrechte und sonstige Verfassungsgüter sind
grundsätzlich gleichrangig, können einander damit grundsätzlich nicht ver-
drängen. Das Gericht muss deshalb den Versuch unternehmen, beide Positio-
nen auf praktischer Ebene auszugleichen.

Diese Entscheidung als Folge in unse-
rem Podcast „Die Juraflüsterer“: 
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A. Aufbau-
schemata

V. Herausgabe/Rückzahlung/Wertersatz
15. Nichtleistungskondiktion gegenüberVerfügendem oder

Drittem, § 816 Abs. 1 S. 1 bzw. § 816 Abs. 1 S. 2

I. Voraussetzungen

1. Verfügung: Ein Recht wird aufgehoben/übertragen/belastet/inhaltlich verändert.
2. Über einen Gegenstand: Gegenstände sind alle Sachen/Rechte.
3. Eines Nichtberechtigten

Berechtigter ist

§ der verfügungsberechtigte Rechtsinhaber

§ der kraft Gesetzes Verfügungsberechtigte

§ der gem. § 185 Abs. 1 zur Verfügung Ermächtigte
Nichtberechtigter ist demnach

§ derjenige, der überhaupt nicht berechtigt ist

§ derjenige, der nur gemeinsammit einem anderen berechtigt ist (Bruchteils- oder Gesamthands-
berechtigung)

§ derjenige, der zwar Rechtsinhaber ist, dessen Verfügungsbefugnis aber beschränkt ist

§ derjenige, der ein belastetes Recht unbelastet überträgt

ê! Obwohl eineGenehmigung nach § 185 Abs. 2 Var. 1 gem. § 184 Abs. 1 auf den Zeitpunkt der
Verfügung zurückwirkt, handelt der Verfügende als „Nichtberechtigter“ i.S.d. § 816. Grund: Durch
Genehmigung soll der eigentlich Berechtigte gerade in die Lage versetzt werden, den Anspruch aus
§ 816 geltend zumachen.

ê! Zur Berechtigung des Veräußerers einer Sache ausführlich vgl.ð S. 240

4. Unentgeltlichkeit
Die Kondiktion ist auf Herausgabe des ur-
sprünglichen Leistungsgegenstandes gerich-
tet. Derjenige, der diesen unentgeltlich erhal-
ten hat, ist nicht schutzwürdig.

4. Entgeltlichkeit
Die Kondiktion ist auf Herausgabe der„Ge-
genleistung“ gerichtet, die bei Unentgeltlich-
keit fehlt.

OP Rechtsgrundlos = unentgeltlich?
– Verfügt der Nichtberechtigte an den Dritten rechtsgrundlos, hat er – wie bei Unentgeltlichkeit –
ebenfalls keinen Anspruch auf eine Gegenleistung.

– Nach e.A. kann er deshalb analog § 816 Abs. 1 S. 2 Herausgabe von demDritten verlangen.
– Nach h.M. muss der Dritte sich bereicherungsrechtlich nurmit seinem Vertragspartner auseinander-
setzen.

Nichtleistungskondiktion gegenüber
Verfügendem, § 816 Abs. 1 S. 1

Nichtleistungskondiktion gegenüber
Drittem, § 816 Abs. 1 S. 2

§ 816 I 1

Verfügung

B

D

NB

§ 816 I 2

Verfügung
unentgeltlich

B

NB

D
wirksam wirksam
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B. Vertiefungs-
schemata

I. Allgemeiner Teil
5. Beschränkte Geschäftsfähigkeit,

Geschäftsunfähigkeit (Fortsetzung)

§ § 112: Betrieb eines Erwerbs-
geschäftes

§ § 113: Dienst- oder Arbeits-
verhältnis

§ § 107: Lediglich rechtlich vor-
teilhafte Geschäfte

B. Vertiefungs-
schemata

2. Rechtsfolgen

Wirksamkeit ist abhängig von
Genehmigung der gesetzlichen

Vertretung

§ Versagung der Genehmigung ge-
genüber Vertragspartner

§ Erteilung der Genehmigung
gegenüber Vertragspartner

§ Versagung der Genehmigung ge-
genüber Minderjährigem
(auch konkludent!!)

§ Erteilung der Genehmigung
gegenüber Minderjährigem
(auch konkludent!!)

§ Nach Aufforderung kann unab-
hängig von einer evtl. dem Min-
derjährigen ggü. erteilten/ver-
sagten Genehmigung
a) die Genehmigung erteilt

werden
b) die Genehmigung versagt wer-

den
c) innerhalb von zwei Wochen

keine Erklärung abgegeben
werden (damit gilt Genehmi-
gung als verweigert)

Geschäft endgültig unwirksam

Geschäft endgültig wirksam

Geschäft wirksam, es sei denn,
Vertragspartner fordert zur
Genehmigung auf

Geschäft endgültig wirksam

Geschäft endgültig unwirksam

Geschäft endgültig unwirksam

Geschäft unwirksam, es sei
denn, Vertragspartner fordert
zur Genehmigung auf

Beachte: Bei Volljährigkeit tritt
Minderjähriger an die Stelle sei-
nes gesetzlichen Vertreters, d.h.
er kann selbst genehmigen,
§ 108 Abs. 3

Geschäft wirksam Geschäft schwebend unwirksam Geschäft unwirksam

§ § 107: Geschäfte mit Einwilli-
gung des gesetzlichen Vertre-
ters

§ § 108: Zweiseitige Rechtsge-
schäfte schwebend unwirksam

§ § 111: Einseitige Rechtsge-
schäfte endgültig unwirksam

(–) (–)

ê! Ausschluss der Vertretungs-
macht gem. § 1629 Abs. 2 i.V.m.

§ 1824:

ê! Beschränkung der Vertre-
tungsmacht gem. § 1643 i.V.m.

§§ 1850 ff.
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gegenüber Vertragsp

§ Versagung der Gene
genüber Minderjrjr ähri
(auch konkludent!!)

§ Erteilung der Genehm
gegenüber Minderjrjr ä
(auch konkludent!!)
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a) die Genehmigung

werden
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c) innerhalb von zwe

keine Erklärung ab
werden (damit gilt
gung als verweige

Geschäftftf endgültig wirksam

Geschäftftf wirksam, es sei denn,n,n
VeVeV rtrtrt arar gspsps artntnt er fofof rdert zur
Genehmigigi ung auf

Geschäftftf endgültig wirksam

Beachte: Bei Volljährigkeit tritt
Minderjrjr ähriger an die Stelle sei-
nes gesetzlichen Vertreters, d.h.
er kann selbst genehmigen,
§ 108 Abs. 3

192

B. Vertiefungs-
schemata

II. Schuldrecht
14. Systematik Gewährleistungsrecht Kaufrecht

1. Stufe: § 437 Nr. 1,
Nacherfüllung

B. Vertiefungs-
schemata

Die drei Stufen der kaufrechtlichen Gewährleistung

A. Grundvoraussetzungen: I. Wirksamer Kaufvertrag ð S. 7
II. Sach- oder Rechtsmangel, §§ 434, 435 ð S. 186
III. im Zeitpunkt des Gefahrübergangs bzw. des Erwerbs, §§ 446, 447 (§ 474 Abs. 2) ð S. 186

D. Kein Gewährleistungsausschluss durch Rechtsgeschäft oder Gesetz

E. Keine Verjährung, § 438

B. Zusätzliche Voraussetzungen für die zweite und dritte Stufe:
I. Erfolgloser Ablauf einer angemessenen Nacherfüllungsfrist oder
II. Entbehrlichkeit der Fristsetzung 

1. Nach Kaufrecht, § 440
§ S. 1 Var. 1, Verkäufer verweigert beide Arten der Nacherfüllung gem.

§ 439 Abs. 4 (unverhältnismäßig hohe Kosten)
§ S. 1 Var. 2, Fehlschlagen der Nacherfüllung
§ S. 1 Var. 3, Unzumutbarkeit der Nacherfüllung für Käufer

2. Unternehmerregress, § 478 Abs. 1
3. Nach Schuldrecht AT

§ Entbehrlichkeit nach § 323 Abs. 2 i.V.m. § 440 S. 1 (bei Rücktritt) oder
§ 281 Abs. 2 i.V.m. § 440 S. 1 (bei Schadensersatz statt der Leistung)

§ Bei Unmöglichkeit Entbehrlichkeit nach § 326 Abs. 5 (bei Rücktritt) oder 
§ 283 bei Unmöglichkeit

§ Wahlrecht des Käufers, sofern nicht
- eine Nacherfüllungsart unmöglich, 

§ 275
- Leistungsverweigerungsrecht des

Verkäufers, §§ 275 Abs. 2, 439 Abs. 4
§ Aufwendungsersatzanspruch des

Käufers, § 439 Abs. 2 u. 3 ð S. 12, 14

Mangel -
beseitigung,
§§ 437 Nr. 1, 

439 Abs. 1 Alt. 1

Neulieferung,
§§ 437 Nr. 1, 

439 Abs. 1 Alt. 2

Verzögerungsschaden,
§§ 437 Nr. 3 Alt. 1, 

280 Abs. 1 u. 2, 286

2. Stufe: § 437 Nr. 2,
Rücktritt/Minderung

c. Weitere Voraussetzungen:

I. Vertretenmüssen (vermutet
gem. § 280 Abs. 1 S. 1) 

oder

II. Bei § 311a: Keine Kenntnis oder
grob fahrlässige Unkenntnis
vom Leistungshindernis

(–), wenn Mangel
nur unerheblich, 
§ 323 Abs. 5 S. 2,
oder bei Teil-
leis tung kein 
Inte ressenwegfall, 
§ 323 Abs. 5 S. 1 

(+), auch wenn
Mangel nur 
unerheblich, 
§ 441 Abs. 1 S. 2

Rücktritt,
§§ 437 Nr. 2 

Alt. 1, 440, 323, 
326 Abs. 5

Minderung,
§§ 437 Nr. 2 
Alt. 2, 441

3. Stufe: § 437 Nr. 3 i.V.m. … ,
Schadensersatz/Aufwendungsersatz

(–), kein SE statt der ganzen Leis tung,
wenn Mangel unerheblich, § 281 Abs. 1
S. 3, oder bei Teilleis tung kein Interes-
senwegfall, § 281 Abs. 1 S. 2

SE statt der
Leistung,

§§ 280 Abs. 1 
u. 3, 281 oder
§§ 280 Abs. 1 
u. 3, 283 oder

§ 311a

Aufwendungs -
ersatz,
§ 284

Bei Verzug mit
der Nacherfül-
lung, § 286
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Aufbauschemata Zivilrecht/ZPO
Dr. Tobias Langkamp, 
Rechtsanwalt und Repetitor
Frank Müller, Rechtsanwalt und Repetitor

Leseproben und Bestellungen:
shop.alpmann-schmidt.de

Leichter Lernen mit
unseren Schemata

Preis
18,90 €

Unsere Aufbauschemata gibt es 
für alle drei Rechtsgebiete



Instagram

Vereinbare ein kostenloses Erstgespräch unter:
as-individuell@alpmann-schmidt.de I www.as-individuell.de

Alle Infos

auch Online
FACETIME I SKYPE I o.Ä.

Wir helfen Euch!

Zwischenprüfung nicht geschafft?Zwischenprüfung nicht geschafft?

Studium abbrechen?Studium abbrechen?

Kein Plan im Studium?Kein Plan im Studium?

(gezielte Vorbereitung auf Semesterabschluss- 
und Übungsklausuren, Klausurtechnik, 
Wiederholung einzelner Rechtsgebiete)

Unterricht
Individuell für Dich

 in positiver Atmosphäre

 auf Augenhöhe

 zum fairen Preis

STOP



Smartes Lernen
mit den eCards von Alpmann Schmidt

powered by

www.repetico.de/alpmann-schimdt

 Ausführliche detaillierte Lernstati sti ken zur Überprüfung 
des eigenen Lernerfolgs

 Mit automati siertem Lernplan und Lernzieldatum

 Bezug ferti ger eCards-Sätze von Alpmann Schmidt in allen 
Rechtsgebieten und Erstellung eigener Karten möglich 

 Karten und Lernfortschritt  werden auf mehreren 
Geräten synchronisiert

 Smartes Lernen im Frage-Antwort-Modus

Unsere eCards fi ndet Ihr hier



DIE BESTE VORBEREITUNG
AUF DEINE SEMESTER-
ABSCHLUSSKLAUSUREN:

Leseproben und
Bestellungen

shop.alpmann-schmidt.de

Die typischen Klausurprobleme als 
Musterlösung in Gutachtenstil



Alpmann Schmidt

SchuldR BT 3
10

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

elal.sdgrtssaumf

ivtkje objthörge

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

nehcilthäfcsegsthcer

deroenthcilfPmuz

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

 Hnehcihlcästatdunn

eniesierknesseertnI

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

negundlanH

ennderase

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

dem

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

ivtkje objthörge

gengenrerhstfähcseG

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

dero-enthcilfPmuz

 Vsuaderewerbügen

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

eniesierknesseertnI

eGtfarkhcnogarter V Ver

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

ennderase

tethcilpfervseztese

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    sesertenIim
n leliund W

HGsde

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    sesertenIngege
n lelie Wnhund o

HGsde

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    se
n 

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    
eKenho
merFrde

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    
sintnne

ithedm

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    
isntnneKitm
ithedmerFrde

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

suaerH     
    

      

    

  

  

  

  
  

    

entngarlEsdeebags     
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

arlEsdeebagsuaerH     
    

      

    

  

  

  

  
  

    

entnga     
    

      

    

  

  

  

  
  

    

ardbnewunan    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

ar    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

suaerH

 vztasrE
ua
eB
eV

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

entngarlEsdeebags

ngenuendwfuAonv
echispytokisirchu

neädhsctilege
goanalgtunürge

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

arlEsdeebagsuaerH
ersnguendwfuA.v..S.i

ewztasersdenahcS
uhcservemhanerbÜ

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

entnga
ztaser

gene
sdenlu

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

ardbnewunan
eGeinehcua

4 S. § 68meg
dbnewAnurz

csor V Vorendera
gebßamhcielg

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

ar
gnguihmene

t hcit nrhü. 2 f4 S
tiekardb

suArüfentrifhc -
:.sebsni,ndegeb

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

uaerH

uaerH
 A.v.S.i

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

entngarlEsdeebags

entngarlEsdeebags
ztasersnguendwfuA

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

§ 1

ahcS
hüfsuA

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

. 3sb7 A78§ 1

genewztasersden
sldenuhcservsngurh

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

ewztasersdenahcS
uhcservsngurhüfsuA

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

gene
sldenu

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

 A.v.S.i

ahcS
nerbÜ

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

ztasersnguendwfuA

genewztasersdena
sdenluhcservemhan

    
    

      

    

  

  

  

  
  

    

GoA (2)

03 KK SchuldRBT3_04 KK SchuldRBT3.qxp  10.10.2024  14:51  Seite 10

VwGO
62

VwGO
62Vorläufiger Rechtsschutz – Überblick

Aussetzungsverfahren
§ 80 V VwGO

VAmit Doppelwirkung,
§ 80a III VwGO

Anordnungsverfahren,
§ 123 I VwGO

n Grundsatz:
(Anfechtungs-)Widerspruch
und Anfechtungsklage haben
aufschiebendeWirkung,
§ 80 I 1 VwGO

ð VA kraft Gesetzes suspen-
diert, VA muss nicht beach-
tet werden

n Ausnahme:
Ausschluss der aufschiebenden
Wirkung nach § 80 II VwGO

ð VA kann vor Bestandskraft
vollstreckt werden (vgl. § 6 I
VwVG),

ð VA kann durch Gericht sus-
pendiert werden (§ 80 V
VwGO)

n Grundsatz:
Anfechtungswiderspruch und
Anfechtungsklage haben auch
beim VA mit Doppelwirkung
aufschiebendeWirkung,
§ 80 I 2 VwGO

ð VA kraft Gesetzes suspen-
diert

n Ausnahme:
Ausschluss der aufschiebenden
Wirkung nach § 80 II, insbes.
S. 1 Nr. 3 oder Nr. 4 VwGO

ð Behörde bzw. Begünstigter
darf VA verwirklichen

ð VA kann durch Gericht sus-
pendiert werden (§ 80a III
VwGO

n Einstweilige Anordnung
zur Sicherung eines Rechts
(§ 123 I 1 VwGO) oder zur Re-
gelung eines streitigen Rechts-
verhältnisses (§ 123 I 2 VwGO)
bei Verpflichtungs-, Leistungs-
und Feststellungsbegehren
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VwGO
17Anfechtungsklage (8)

Begründetheit der Anfechtungsklage

Obersatz: Die Anfechtungsklage ist begründet, soweit der Verwaltungsakt rechtswidrig und der Kläger da-
durch in seinen Rechten verletzt ist (§ 113 I 1 VwGO).
I. Rechtswidrigkeit des VA

1. Ermächtigungsgrundlage
n erforderlich nach dem Grundsatz vom Vorbehalt des Gesetzes (Demokratieprinzip, Rechtsstaats-
prinzip, Art. 20 I u. III GG) für belastende Maßnahmen und wesentliche Entscheidungen

n für Handlungsform des Verwaltungsaktes (sog. VA-Befugnis)
n bei Zweifeln: Wirksamkeit der Ermächtigungsgrundlage (Verfassungsmäßigkeit)

2. Formelle Rechtmäßigkeit
n Zuständigkeit (sachlich, örtlich, instanziell)
n Verfahren, insbes. Anhörung (§ 28 VwVfG)
n Form und Begründung (§§ 37, 39 VwVfG)

3. Materielle Rechtmäßigkeit
n Voraussetzungen der Ermächtigungsgrundlage
n Allgemeine Rechtmäßigkeitsanforderungen (insbes. Bestimmtheit u. Verhältnismäßigkeit)
n Rechtsfolge:
– gebundene Entscheidung: gerichtlich voll überprüfbar (Ausn. Beurteilungsspielraum)
– Ermessensentscheidung: Überprüfung nur auf Ermessensfehler, § 114 S. 1 VwGO

1
2

3 ggf. Heilung, § 45 VwVfG
Unbeachtlichkeit, § 46 VwVfG
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VoVoV rläufiger Rechtsschu

Aussetzungsverfahren
§ 80 V VwGO

VAVAV mit Doppelwi
§ 80a III VwG

n Grundsatz:
(Anfefef chtungs-)Widerspruch
und Anfefef chtungsklage haben
aufsfsf chiebendeWirkung,
§ 80 I 1 VwGO

ð VAVAV kraftftf Gesetzes suspen-
diert, VAVAV muss nicht beach-

n Grundsatz:
Anfefef chtungswidersp
Anfefef chtungsklage ha
beim VAVAV mit Doppelw
aufsfsf chiebendeWirku
§ 80 I 2 VwGO

ð VAVAV kraftftf Gesetzes

Anfechtungsklage

Begründetheit der Anfe

Obersatz: Die Anfefef chtungsklage ist begründet, soweit der
durch in seinen Rechten verletzt ist (§ 113 I 1 VwGO).
I. Rechtswidrigkeit des VAVAV

1. Ermächtigungsgrundlage
n erfofof rderlich nach dem Grundsatz vom Vorbehalt d
prinzip, Art. 20 I u. III GG) für belastende Maßnahm

n für Handlungsfofof rm des Verwaltungsaktes (sog. VAVAV -
n bei Zweifefef ln: Wirksamkeit der Ermächtigungsgrun

2. Formelle Rechtmäßigkeit
n Zuständigkeit (sachlich, örtlich, instanziell)
n Verfafaf hren, insbes. Anhörung (§ 28 VwVfGfGf )
n Form und Begründung (§§ 37, 39 VwVfGfGf )

3. Materielle Rechtmäßigkeit
n Voraussetzungen der Ermächtigungsgrundlage
n Allgemeine Rechtmäßigkeitsanfofof rderungen (insbe
n Rechtsfofof lge:
– gebundene Entscheidung: gerichtlich voll überp
– Ermessensentscheidung: Überprüfung nur auf E

1
2

1
2

1
3

2
3

2

g
U

VwGO
11. Au� age 2024
84 Karten, € 13,90 StR AT

70Täterschaft und Teilnahme (7)

Objektiver
Tatbestand

Subjektiver
Tatbestand

Tb.-Verschiebung

Anstiftung, § 26

Bestimmen
n Hervorrufen des Tatentschlusses beim Haupttä-
ter durch (h.M.) aktive psychische Beeinflussung

Vorsätzliche rechtswidrige Haupttat
n Das Vorliegen einer Haupttat (Versuch genügt) ist i.d.R. zuvor zu prüfen (Täter vor Teilnehmer).
n Das Rechtsgut der Haupttat muss auch vor Angriffen des fraglichen Teilnehmers geschützt sein.
n Gem. § 11 II sind auch Vorsatz-Fahrlässigkeits-Kombinationen (2 51, 52) ausreichend.
n Schuldhaftes Handeln des Vordermanns ist nicht erforderlich (limitierte Akzessorietät).

Vorsatz hinsichtlich der Haupttatbegehung
n Der Teilnehmer muss mindestens dolus eventualis hinsichtlich aller Tatbestandsmerkmale sowie der
Rechtswidrigkeit besitzen.

n In der Vorstellung des Teilnehmers muss das Haupttatgeschehen zumindest umrisshaft individuali-
siert sein.

n Der Teilnehmer muss den Erfolg der Haupttat wollen (2 71).

Vorsatz hinsichtlich Teilnehmerbeitrag
n Bzgl. „Bestimmen“ bzw.„Hilfe leisten“mindestens dolus eventualis

§ 28 II bei strafändernden besonderen persönlichen Merkmalen (2 74)

Hilfe leisten
n Fördern der Haupttat durch physische oder psy-
chische Unterstützung

Beihilfe, § 27

1. Prüfungsaufbau des Teilnehmerdelikts

VI. Teilnahme

Strafgrund der Teilnahme ist nach h.M., dass der Teilnehmer einen eigenen Rechtsgutangriff begeht, der aber
in seiner Wirksamkeit von der Haupttat abhängig ist (Förderungstheorie).
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StR AT
36Schuld: Promillegrenzen

Die Bedeutung der Blutalkoholkonzentration (BAK) im Strafrecht:

In einem Klausurfall erfolgt regelmäßig ein Hinweis zur Schuldunfähigkeit; bei 3,0‰ BAK ist auch ohne
Hinweis von Schuldunfähigkeit auszugehen.
Bei Zweifeln hinsichtlich des Alkoholisierungsgrades im Tatzeitpunkt ist – in dubio pro reo – die für den
Täter günstigste Alkoholisierung zugrunde zu legen. Zur Verneinung der Schuldfähigkeit bei einzelnen
Delikten muss die Alkoholisierung möglichst hoch sein, bei § 323a muss sie möglichst niedrig sein.

a

a

0,3‰

0,5‰

1,1‰

1,6‰

2,0‰

3,0‰ Schuldunfähigkeit i.S.d. § 20 bei entsprechenden psycho-diagnostischen Symptomen;
Rausch i.S.d. § 323a

Verminderte Schuldfähigkeit i.S.d. § 21 bei entsprechenden psycho-diagnostischen
Symptomen möglich; Rausch i.S.d. § 323a möglich

Absolute Fahruntüchtigkeit von Radfahrern

Absolute Fahruntüchtigkeit bei Kfz-Führern (§§ 315c I Nr. 1a, 316)

Ordnungswidrigkeit gem. § 24a I StVG

Relative Fahruntüchtigkeit i.S.d. §§ 315c I Nr. 1a, 316, sofern zusätzlich alkohol-
bedingte Fahrfehler festgestellt
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TäTäT terschaft und TeTeT ilna

Objbjb ektiver
TaTaT tbestand

Anstiftung, § 26

Bestimmen
n Hervorrufefef n des TaTaT tentschlusses beim Ha
ter durch (h.M.) aktive psychische Beeinflu

VoVoV rsätzlich
n Das VoVoV rliegen einer Haupttat (VeVeV rsuch gen
n Das Rechtsgut der Haupttat muss auch vo
n Gem. § 11 II sind auch Vorsatz-Fahrlässigk
n Schuldhaftftf es Handeln des Vordermanns is

VoVoV rsatz hinsich

1. Prüfungsaufbau des TeTeT ilnehmerdelikts

VI. TeTeT ilnahme

Strafgfgf rund der TeTeT ilnahme ist nach h.M., dass der TeTeT ilnehme
in seiner Wirksamkeit von der Haupttat abhängig ist (Förd

Schuld: Promillegre

Die Bedeutung der Blutalkoholkonzentration (BAK) im Stra

In einem Klausurfafaf ll erfofof lgt regelmäßig ein Hinweis zur
Hinweis von Schuldunfähigkeit auszugehen.
Bei Zweifefef ln hinsichtlich des Alkoholisierungsgrades im
TäTäT ter günstigste Alkoholisierung zugrunde zu legen. Z
Delikten muss die Alkoholisierung möglichst hoch sein,

a

a

0,3‰

0,5‰

1,1‰

1,6‰

2,0‰

3,0‰ Schuldunfäfäf higkeit i.S.d. § 20 bei ent
Rausch i.S.d. § 323a

Verminderte Schuldfäfäf higkeit i.S.d. §
Symptomen möglich; Rausch i.S.d. §

Absolute Fahruntüchtigkeit von Rad

Absolute Fahruntüchtigkeit bei Kfzfzf -

Ordnungswidrigkeit gem. § 24a I St

Relative Fahruntüchtigkeit i.S.d. §§ 3
bedingte Fahrfefef hler fefef stgestellt

Strafrecht AT
19. Au� age 2024
88 Karten, € 13,90
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9GoA (1)

EineGoA liegt vor, wenn jemand ein fremdes Geschäft mit Fremdgeschäftsführungswillen besorgt, ohne be-
auftragt oder sonst dazu berechtigt zu sein (§ 677).

Die GoA ist kein einheitlicher Tatbestand; vielmehr sind verschiedene Arten zu unterscheiden:

echte GoA

GoA

unechte GoA

Geschäfts-
anmaßung
(§ 687 II)

n Geschäftsbesorgung
n fremdes Geschäft
n Eigengeschäfts-
führungswille

n positive Kenntnis
der Fremdheit des
Geschäfts

n keine Berechtigung

irrtümliche Eigen-
geschäftsführung

(§ 687 I)
n Geschäftsbesorgung
n fremdes Geschäft
n Eigengeschäfts-
führungswille

n Unkenntnis der
Fremdheit des
Geschäfts

berechtigte
GoA

n Geschäftsbesorgung
n fremdes Geschäft
n Fremdgeschäfts-
führungswille

n ohne Auftrag und
ohne sonstige
Berechtigung

n interessen- und
willensgemäß

unberechtigte
GoA

n Geschäftsbesorgung
n fremdes Geschäft
n Fremdgeschäfts-
führungswille

n ohne Auftrag und
ohne sonstige
Berechtigung

n nicht interessen- und
willensgemäß
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GoA (2)

tet werden
n Ausnahme:
Ausschluss der aufsfsf chiebenden
Wirkung nach § 80 II VwGO

ð VAVAV kann vor Bestandskraftftf
vollstreckt werden (vgl. § 6 I
VwVG),

ð VAVAV kann durch Gericht sus-
pendiert werden (§ 80 V
VwGO)

diert
n Ausnahme:
Ausschluss der aufsfsf c
Wirkung nach § 80 II,
S. 1 Nr. 3 oder Nr. 4 V

ð Behörde bzw. Beg
darf VAVAV verwirklich

ð VAVAV kann durch Ge
pendiert werden (
VwGO

diert, VAVAV muss nicht beach
t t d

ð VAVAV kraftftf Gesetzes
di t

VwGO
11. Au� age 2024
84 Karten, € 13,90

GoA (1)

EineGoA liegt vor,r,r wenn jemand ein fremdes Geschäftftf mit
auftftf ragt oder sonst dazu berechtigt zu sein (§ 677).

Die GoA ist kein einheitlicher TaTaT tbestand; vielmehr sind ver
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berechtigte
GoA

n Geschäftftf sbesorgung
n fremdes Geschäftftf
n Fremdgeschäftftf s-
führungswille

n ohne Auftftf rag und
ohne sonstige
Berechtigung

n interessen- und
willensgemäß

unberechtigte
GoA

n Geschäftftf sbesorgung
n fremdes Geschäftftf
n Fremdgeschäftftf s-
führungswille

n ohne Auftftf rag und
ohne sonstige
Berechtigung

n nicht interessen- und
willensgemäß

Schuldrecht BT 3
10. Au� age 2025
65 Karten, € 13,90

Leichter Lernen mit 
unseren Karteikarten

Außerdem lieferbar:
Alle Titel aus dem Zivilrecht, 
Strafrecht und Öffentlichen 
Recht in unserem Shop unter 
shop.alpmann-schmidt.de

zum schnellen Erfassen des Prüfungssto� s – 
mit vielen Übersichten 




